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28.
Gesetz

über eine Änderung des Schulerhaltungsgesetzes

Das Schulerhaltungsgesetz, LGBl.Nr. 32/1998,
in der Fassung LGBl.Nr. 45/2000, wird geändert
wie folgt:

1. Im § 20 haben die Abs. 3 und 4 zu lauten:
„(3) Zum Investitionsaufwand gehören

a) der Aufwand für die erstmalige Bereitstel-
lung der Schulgebäude und der übrigen
Schulliegenschaften einschließlich des da-
mit verbundenen Aufwandes für die Schul-
einrichtung sowie für die Lehrmittel und

b) der Aufwand für eine Instandsetzung der
Schulgebäude und der übrigen Schulliegen-
schaften, durch die der Nutzungswert der
Liegenschaften wesentlich erhöht oder de-
ren Nutzungsdauer wesentlich verlängert
wird, ohne jedoch deren Wesensart zu ver-
ändern, einschließlich eines eventuell damit
verbundenen Aufwandes für Instandhaltun-
gen, die Schuleinrichtung und die Lehrmit-
tel.

Bei leasingfinanziertem oder leasingähnlich
finanziertem Investitionsaufwand können als
Investitionsaufwand nur die zugrunde liegen-
den Herstellungs- bzw. Anschaffungskosten
verumlagt werden.
Einnahmen bzw. Zuwendungen von anderer
Seite reduzieren in jedem Fall den verumla-
gungsfähigen Investitionsaufwand.

(4) Zum Betriebsaufwand gehören jene
Kosten der Schulerhaltung, die nicht unter den
Investitionsaufwand fallen. Schuldzinsen zäh-
len zum Betriebsaufwand. Abschreibungen
vom Anlagewert können jedoch weder als In-
vestitionsaufwand noch als Betriebsaufwand
verumlagt werden.
Einnahmen bzw. Zuwendungen von anderer
Seite reduzieren in jedem Fall den verum-
lagungsfähigen Betriebsaufwand.“

2. Im § 21 Abs. 3 hat es statt „drei Viertel“ zu
lauten „zwei Drittel“.

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r
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29.
Gesetz

über eine Änderung des Flurverfassungsgesetzes*)

Das Flurverfassungsgesetz, LGBl.Nr. 2/1979,
in der Fassung LGBl.Nr. 14/1982, Nr. 49/1998,
wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 ist nach dem Wort „leistungs-
fähigen“ die Wortfolge „und umweltverträg-
lichen“ sowie nach der Wortfolge „volks- und
betriebswirtschaftlichen“ die Wortfolge „sowie
ökologischen“ einzufügen.

2. Im § 1 Abs. 2 lit. a ist nach dem Wort „Wasser-
verhältnisse“ und vor der Klammer einzufügen
„ , unzureichende naturräumliche Ausstattung“.

3. Im § 1 hat der Abs. 3 zu lauten:
„(3) Land- und forstwirtschaftliche Grund-

stücke im Sinne dieses Gesetzes sind Grund-
stücke, die im Rahmen eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes der Erzeugung von
Pflanzen, ihrer Bringung oder ihrer Verwertung
dienen, einschließlich naturnaher Strukturele-
mente der Flur (wie zum Beispiel Böschungs-
flächen, Heckenstreifen, Feldraine). Hiezu
zählen auch Grundstücke, die ohne erheblichen
Aufwand diesen Zwecken zugeführt werden
können, sowie Wohn- und Wirtschaftsgebäude
samt Hofräumen.“

4. Im § 14 Abs. 1 haben der zweite und der dritte
Satz zu lauten:
„Die Behörde hat dabei eine Gesamtlösung in
rechtlicher, wirtschaftlicher und ökologischer
Hinsicht anzustreben und insbesondere durch
Berücksichtigung der örtlichen und überört-
lichen Raumplanung auf eine geordnete Ent-
wicklung des ländlichen Lebens-, Wirtschafts-
und Naturraumes und der Betriebe Bedacht zu
nehmen. Sie hat hiebei die Bestimmungen des
§ 1 zu beachten, die Interessen der Parteien und
der Allgemeinheit gegenseitig abzuwägen und
zeitgemäße betriebs- und volkswirtschaftliche
sowie ökologische Erkenntnisse zu berücksich-
tigen.“

5. Nach dem § 16 werden folgende §§ 16a und
16b eingefügt:

„§ 16a
Umweltverträglichkeitsprüfung

(1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) ist es, unter Beteiligung der Öf-
fentlichkeit auf fachlicher Grundlage die un-
mittelbaren und mittelbaren Auswirkungen
festzustellen, zu beschreiben und zu bewerten,
die die Verwirklichung eines Planes der ge-
meinsamen Maßnahmen und Anlagen (§ 16)
a) auf Menschen, Tiere, Pflanzen und deren

Lebensräume,
b) auf Boden, Wasser, Luft und Klima,
c) auf die Landschaft und
d) auf Sach- und Kulturgüter
hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen
mehrerer Auswirkungen untereinander mitein-
zubeziehen sind.

(2) Vor Erlassung des Plans der gemein-
samen Maßnahmen und Anlagen
a) mit neuer Entwässerung von Kulturland von

mehr als 30 ha oder
b) mit Veränderung des bisherigen Gelände-

niveaus im Ausmaß von mehr als 1 m Höhe,
sofern deren Flächensumme 20 ha über-
schreitet, wobei Terrainveränderungen bei
Wegbauten nicht einzurechnen sind, oder

c) wenn ein durch Verordnung nach § 26 des
Gesetzes über Naturschutz und Land-
schaftsentwicklung festgelegtes Schutzge-
biet, insbesondere auch ein Europaschutz-
gebiet, berührt wird und eine Gefährdung
der für das Schutzgebiet in der Verordnung
festgelegten Schutzziele zu erwarten ist,
oder

d) wenn sich durch die vorgesehenen Maß-
nahmen und Anlagen die qualitative oder
quantitative Ausstattung an naturnahen
Strukturelementen im Zusammenlegungs-
gebiet nachhaltig insgesamt wesentlich ver-
ringern würde,

___________________________

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985, 85/337/EWG, in der
Fassung der Richtlinie des Rates vom 3. März 1997, 97/11/EG, über die Umweltverträglichkeitsprüfung
bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten.
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ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach
den folgenden Bestimmungen durchzuführen.

(3) Das UVP-Verfahren ist im Rahmen des
Verfahrens zur Erlassung des Plans der ge-
meinsamen Maßnahmen und Anlagen (§ 16)
durchzuführen. Es besteht in der Erstellung
einer Umweltverträglichkeitserklärung, ihrer
öffentlichen Auflage und mündet in die Be-
rücksichtigung der Ergebnisse bei der Erlas-
sung des Plans der gemeinsamen Maßnahmen
und Anlagen und seiner Ausführung.

(4) Von der geplanten Erlassung des Plans
der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen
sind die mitwirkenden Behörden gemäß Abs. 5,
der Naturschutzanwalt und die Standort-
gemeinde unter Anschluss von Unterlagen, die
eine Beurteilung der Auswirkungen gemäß
Abs. 1 lit. a bis d ermöglichen, zu informieren.
Der Naturschutzanwalt kann innerhalb von
sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung
beantragen, ob für das Vorhaben eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Der
Naturschutzanwalt hat Parteistellung mit den
Rechten nach § 16b Abs. 8. Die Agrarbehörde
hat über diesen Antrag innerhalb von drei Mo-
naten mit Bescheid zu entscheiden. Der we-
sentliche Inhalt dieser Entscheidung sowie die
wesentlichen Entscheidungsgründe sind von
der Agrarbehörde in geeigneter Form kundzu-
machen oder zur öffentlichen Einsichtnahme
aufzulegen; dies gilt nicht, wenn für das Vor-
haben jedenfalls eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist.

(5) Mitwirkende Behörden sind jene Behör-
den, die in den Angelegenheiten des Baurechts,
der Eisenbahnen, der Bundes-, Landes-, Ge-
meinde-, Genossenschafts- und öffentlichen
Privatstraßen, der Schifffahrt, der Luftfahrt, des
Bergbaues, der Jagd, der Fischerei, des Feld-
schutzes sowie des Naturschutzes und der
Landschaftsentwicklung für gemeinsame Maß-
nahmen und Anlagen nach Abs. 2 lit. a bis d
zuständig sind.

§ 16b
Verfahren zur Prüfung der

Umweltverträglichkeit

(1) Die Agrarbehörde hat die Erstellung
einer Umweltverträglichkeitserklärung zu ver-
anlassen. Diese hat folgende Angaben zu ent-
halten:
a) Beschreibung des Vorhabens nach Standort,

Art und Umfang, insbesondere:
1. Abgrenzung und Beschreibung des Pro-

jektgebietes (Lageplan, einbezogene Flä-
che, Anzahl der Parteien, Charakteri-
sierung des betroffenen Raumes);

2. Beschreibung der geplanten gemeinsa-
men Maßnahmen und Anlagen und all-
fälliger Alternativmöglichkeiten;

b) Beschreibung der vom Vorhaben voraus-
sichtlich berührten Umwelt (§ 16a Abs. 1);

c) die notwendigen Angaben zur Feststellung
und Beurteilung der möglichen erheblichen
Auswirkungen auf die Umwelt, einschließ-
lich der Wechselwirkungen zwischen den
einzelnen Auswirkungen sowie Angaben
über die zur Abschätzung der Umweltaus-
wirkungen angewandten Methoden;

d) Beschreibung der Maßnahmen, mit denen
wesentliche nachteilige Auswirkungen des
Vorhabens auf die Umwelt vermieden, ver-
ringert oder soweit wie möglich ausge-
glichen werden sollen;

e) eine klare und übersichtliche Zusammenfas-
sung der Informationen gemäß lit. a bis d;

f) Darstellung und Begründung allfälliger
Schwierigkeiten (insbesondere technische
Lücken oder fehlende Daten) bei der Zu-
sammenstellung der geforderten Angaben.
(2) Die Agrarbehörde hat unverzüglich den

allenfalls mitwirkenden Behörden den Entwurf
des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und
Anlagen, alle weiteren sie betreffenden Unter-
lagen und die Umweltverträglichkeitserklärung
zur Stellungnahme zu übermitteln. Diese Be-
hörden haben an der Beurteilung der Um-
weltauswirkungen im erforderlichen Ausmaß
mitzuwirken.

(3) Dem Naturschutzanwalt und der Stand-
ortgemeinde ist unverzüglich nach Fertigstel-
lung je eine Ausfertigung der Umweltverträg-
lichkeitserklärung zu übermitteln. Diese können
innerhalb von vier Wochen Stellung nehmen.

(4) Die Agrarbehörde hat der Standort-
gemeinde, in deren Wirkungsbereich das Vor-
haben zur Ausführung kommen soll, je eine
Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklä-
rung und des Entwurfes des Plans der gemein-
samen Maßnahmen und Anlagen zu übermit-
teln. Diese sind bei der Gemeinde mindestens
sechs Wochen zur allgemeinen Einsicht aufzu-
legen. Jedermann kann sich davon an Ort und
Stelle Abschriften anfertigen, auf eigene Kos-
ten Kopien anfertigen oder anfertigen lassen
und innerhalb der Auflagefrist zum Vorhaben
und zur Umweltverträglichkeitserklärung eine
schriftliche Stellungnahme an die Agrarbehörde
abgeben. Die Agrarbehörde hat das Vorhaben
durch Anschlag in der Standortgemeinde, im
Amtsblatt für das Land Vorarlberg oder auf an-
dere geeignete Weise kundzumachen.

(5) Vor Abschluss der Umweltverträglich-
keitsprüfung darf der Plan der gemeinsamen
Maßnahmen und Anlagen nicht erlassen wer-
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den. Der Plan hat auf die Sicherung und Ent-
wicklung eines unter Bedachtnahme auf die
Bewirtschaftungsverhältnisse möglichst ausge-
glichenen und nachhaltigen Naturhaushaltes
Rücksicht zu nehmen. Maßnahmen, die erheb-
liche Belastungen der Umwelt durch nachhal-
tige Einwirkungen verursachen, jedenfalls sol-
che, die geeignet sind, den Boden, den Pflan-
zenbestand oder den Tierbestand bleibend zu
schädigen, sind zu vermeiden.

(6) Bei der Entscheidung sind die Ergeb-
nisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Um-
weltverträglichkeitserklärung, Stellungnahmen)
zu berücksichtigen.

(7) Der Plan der gemeinsamen Maßnahmen
und Anlagen ist zu begründen und in der Stand-
ortgemeinde mindestens zwei Wochen zur all-
gemeinen Einsicht aufzulegen.

(8) Parteistellung haben die Parteien nach
§ 7 und § 18 Abs. 4, der Naturschutzanwalt und
die Standortgemeinde. Der Naturschutzanwalt
ist berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvor-
schriften, die dem Schutz der Umwelt oder der
von ihm wahrzunehmenden öffentlichen Inte-
ressen dienen, als subjektives Recht im Verfah-
ren geltend zu machen, Rechtsmittel zu ergrei-
fen und Beschwerde an den Verwaltungsge-
richtshof und den Verfassungsgerichtshof zu
erheben.“

6. Im § 18 hat der Abs. 4 zu lauten:
„(4) Die im Abs. 1 bezeichneten Gebiets-

körperschaften und Unternehmen haben Partei-
stellung.“

7. Im § 19 Abs. 6 hat der erste Satz zu lauten:
„Die Grundabfindungen haben aus Grundflä-
chen zu bestehen, die eine günstige Form und
Größe aufweisen und ausreichend erschlossen
sind.“

8. Im § 22 Abs. 1 erster Satz hat es statt der
Wortfolge „vor Erlassung des Zusammen-
legungsplanes“ zu lauten „vor Rechtskraft des
Zusammenlegungsplanes“.

9. Im § 22 Abs. 6 hat es statt dem Wort „Auszah-
lung“ zu lauten „Durchführung“.

10. Nach dem § 22 wird folgender § 22a eingefügt:

„§ 22a
Entschädigung, Schadensberechnung

(1) War die einer Partei übergebene Abfin-
dung gesetzwidrig, so kann diese Partei eine
Entschädigung für den ihr dadurch entstande-
nen Schaden begehren. Der Antrag ist innerhalb
eines Monats nach Eintritt der formellen
Rechtskraft des Zusammenlegungsplanes ge-

genüber der die Entschädigung begehrenden
Partei beim Landesagrarsenat einzubringen.

(2) Grundlage für die Schadensberechnung
ist der Betriebserfolg. Dabei ist der bei ord-
nungsgemäßer, nachhaltiger Bewirtschaftung
der in das Verfahren einbezogenen Grund-
stücke objektiv erreichbare Betriebserfolg mit
jenem Erfolg zu vergleichen, der nach densel-
ben Kriterien mit der übernommenen gesetz-
widrigen Abfindung zu erzielen ist.

(3) Die Entschädigung ist von jenem
Rechtsträger zu leisten, der den Aufwand für
die den Schaden verursachende Agrarbehörde
trägt. Diesem Rechtsträger kommt im Verfah-
ren zur Geltendmachung des Schadens Partei-
stellung zu.“

11. Im § 26 Abs. 1 hat es statt der Wortfolge „Aus-
zahlung der Geldabfindungen“ zu lauten
„Durchführung der Geldabfindungen“.

12. Im § 33 Abs. 6 ist in der lit. b am Ende der
Punkt durch das Wort „oder“ zu ersetzen und
ist folgende lit. c anzufügen:
„c) wenn die Absonderung sonstigen land- und

forstwirtschaftlichen Interessen, insbeson-
dere dem allgemeinen Interesse an der Er-
haltung eines leistungsfähigen Bauernstan-
des, widerspräche.“

13. Im § 33 Abs. 7 haben der zweite und der dritte
Satz zu lauten:
„Diese Bestimmung bedarf zu ihrer Gültigkeit
der Genehmigung der Agrarbehörde, es sei
denn, dass das Trennstück, auf das keine An-
teilsrechte übertragen werden, als Baufläche
gewidmet ist, nicht größer als 1.000 m² ist und
auf ihm nicht ein Wohn- und Wirtschafts-
gebäude steht. Falls eine Genehmigung erfor-
derlich ist, darf die Teilung im Grundbuch nicht
ohne sie durchgeführt werden.“

14. Der § 34 hat zu lauten:

„§ 34
Veräußerung, Belastung und Teilung
agrargemeinschaftlicher Grundstücke

(1) Zur Veräußerung, Belastung und Tei-
lung von agrargemeinschaftlichen Grundstü-
cken ist die Genehmigung der Agrarbehörde er-
forderlich. Ausgenommen sind die Veräuße-
rung, die Belastung oder – unbeschadet des
§ 33 Abs. 7 – die Abtrennung einer Fläche, die
als Baufläche gewidmet ist, nicht größer als
1.000 m² ist und auf der kein Wohn- und Wirt-
schaftsgebäude steht.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn
durch die angestrebte Veräußerung, Belastung
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oder Teilung der Wirtschaftsbetrieb der betrof-
fenen Agrargemeinschaft gefährdet würde.

(3) Die selbständige Belastung der einzel-
nen, im Grundbuch als Miteigentumsanteile
eingetragenen persönlichen (walzenden) An-
teilsrechte an agrargemeinschaftlichen Grund-
stücken ist nicht zulässig.“

15. Dem § 79 ist folgender Abs. 4 anzufügen:
„(4) Die Behörde kann die Agrargemein-

schaft auch von Amts wegen verpflichten,
einen Wirtschaftsplan zu erstellen und vorzule-
gen. Entspricht der vorgelegte Plan nicht den
§§ 74 und 75, so hat die Behörde der Agrar-
gemeinschaft die Vorlage eines verbesserten
Planes aufzutragen.“

16. Dem § 80 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:
„Der § 79 Abs. 4 gilt auch für die Abänderung
von Wirtschaftsplänen.“

17. Im § 87 ist nach der Paragraphenbezeichnung
„7“ die Paragraphenbezeichnung „18 Abs. 4,“
einzufügen.

18. Im § 88 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:
„Anträge auf Feststellungen gemäß § 30 Abs. 1,
auf Einleitung eines Teilungs- oder Regulie-
rungsverfahrens, ferner die im Laufe des Ver-
fahrens vor oder gegenüber den Agrarbehörden
abgegebenen Erklärungen und die mit deren
Genehmigung abgeschlossenen Vergleiche be-
dürfen weder einer Zustimmung dritter Per-
sonen noch unterliegen sie einer Genehmigung
durch Verwaltungs-, Pflegschafts- oder Fidei-
kommissbehörden.“

19. Im § 88 hat der Abs. 2 zu lauten:
„(2) Die während des Verfahrens durch Be-

scheide oder durch Erklärungen der Partei, die
vor oder gegenüber der Agrarbehörde abgege-
ben wurden, geschaffene Rechtslage ist auch
für die Rechtsnachfolger bindend.“

20. Im § 111 hat der Abs. 3 zu lauten:
„(3) Auf Verfahren, die im Zeitpunkt des

Inkrafttretens des Gesetzes LGBl.Nr. 29/2002
noch nicht abgeschlossen sind, sind die Bestim-
mungen des genannten Gesetzes anzuwenden.“

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r

30.
Gesetz

über eine Änderung des Servituten-Ablösungsgesetzes*)

Das Servituten-Ablösungsgesetz, LGBl.Nr.
120/1921, wird wie folgt geändert:

1. Nach dem § 43 sind folgende §§ 43a und 43b
einzufügen:

„§ 43a
Umweltverträglichkeitsprüfung

(1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) ist es, unter Beteiligung der Öf-
fentlichkeit auf fachlicher Grundlage die un-
mittelbaren und mittelbaren Auswirkungen
festzustellen, zu beschreiben und zu bewerten,
die eine Trennung von Wald und Weide

a) auf Menschen, Tiere, Pflanzen und deren
Lebensräume,

b) auf Boden, Wasser, Luft und Klima,
c) auf die Landschaft und
d) auf Sach- und Kulturgüter
hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen
mehrerer Auswirkungen untereinander mitein-
zubeziehen sind.

(2) Vor Erlassung eines Bescheides zur
Trennung von Wald und Weide (§ 43) ist im
Rahmen von Neuregulierungs- und Regulie-
rungsverfahren bei Rodungen mit einer zu-
sammenhängenden Fläche von mehr als 20 ha
zur Schaffung reiner Weide, eine Umweltver-

___________________________

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985, 85/337/EWG, in der
Fassung der Richtlinie des Rates vom 3. März 1997, 97/11/EG, über die Umweltverträglichkeitsprüfung
bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten.
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träglichkeitsprüfung nach den folgenden Be-
stimmungen durchzuführen.

(3) Das UVP-Verfahren ist im Rahmen des
Verfahrens zur Erlassung des Bescheides
(Plans) über die Trennung von Wald und Weide
(§ 43) durchzuführen. Es besteht in der Er-
stellung einer Umweltverträglichkeitserklärung,
ihrer öffentlichen Auflage und mündet in die
Berücksichtigung der Ergebnisse bei Erlassung
des Bescheides zur Trennung von Wald und
Weide und seiner Ausführung.

(4) Von der geplanten Erlassung eines Be-
scheides zur Trennung von Wald und Weide
sind die mitwirkenden Behörden gemäß Abs. 5,
der Naturschutzanwalt und die Standortgemein-
de unter Anschluss von Unterlagen, die eine
Beurteilung der Auswirkungen gemäß Abs. 1
lit. a bis lit. d ermöglichen, zu informieren. Der
Naturschutzanwalt kann innerhalb von sechs
Wochen ab Zustellung die Feststellung beantra-
gen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen ist. Der Natur-
schutzanwalt hat Parteistellung mit den Rechten
nach § 43b Abs. 8. Die Agrarbezirksbehörde
hat über den Antrag des Naturschutzanwaltes
innerhalb von drei Monaten mit Bescheid zu
entscheiden. Der wesentliche Inhalt dieser Ent-
scheidung sowie die wesentlichen Entschei-
dungsgründe sind von der Agrarbezirksbehörde
in geeigneter Form kundzumachen oder zur öf-
fentlichen Einsichtnahme aufzulegen; dies gilt
nicht, wenn für das Vorhaben jedenfalls eine
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen
ist.

(5) Mitwirkende Behörden sind jene Behör-
den, die in den Angelegenheiten zuständig sind,
welche vom Verfahren betreffend die Trennung
von Wald und Weide betroffen und von der Zu-
ständigkeit der Agrarbezirksbehörde ausge-
schlossen sind.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5
gelten sinngemäß für die Schaffung von Rein-
weide im Rahmen eines Verfahrens gemäß § 9.

§ 43b
Verfahren

(1) Die Agrarbezirksbehörde hat die Erstel-
lung einer Umweltverträglichkeitserklärung zu
veranlassen. Diese hat folgende Angaben zu
enthalten:
a) Beschreibung des Vorhabens nach Standort,

Art und Umfang, insbesondere Beschrei-
bung des Projektgebietes (Lageplan, einbe-
zogene Fläche, Anzahl der Parteien, Cha-
rakterisierung des betroffenen Raumes) und
der Maßnahmen (Rodung) zur Schaffung
reiner Weide;

b) Beschreibung der vom Vorhaben voraus-
sichtlich berührten Umwelt (§ 43a Abs. 1);

c) die notwendigen Angaben zur Feststellung
und Beurteilung der möglichen erheblichen
Auswirkungen auf die Umwelt, einschließ-
lich der Wechselwirkungen zwischen den
einzelnen Auswirkungen sowie Angaben
über die zur Abschätzung der Umweltaus-
wirkungen angewandten Methoden;

d) Beschreibung der Maßnahmen, mit denen
wesentliche nachteilige Auswirkungen des
Vorhabens auf die Umwelt vermieden, ver-
ringert oder soweit wie möglich ausge-
glichen werden sollen;

e) eine klare und übersichtliche Zusammen-
fassung der Informationen gemäß lit. a bis
lit. d;

f) Darstellung und Begründung allfälliger
Schwierigkeiten (insbesondere technische
Lücken oder fehlende Daten) bei der Zu-
sammenstellung der geforderten Angaben.
(2) Die Agrarbezirksbehörde hat unverzüg-

lich den allenfalls mitwirkenden Behörden den
Entwurf des Plans zur Trennung von Wald und
Weide, allfällige weitere diesen betreffende
Unterlagen und die Umweltverträglichkeits-
erklärung zur Stellungnahme zu übermitteln.
Diese Behörden haben an der Beurteilung der
Umweltauswirkungen im erforderlichen Aus-
maß mitzuwirken.

(3) Dem Naturschutzanwalt und der Stand-
ortgemeinde ist unverzüglich nach Fertigstel-
lung je eine Ausfertigung der Umweltverträg-
lichkeitserklärung zu übermitteln. Diese können
innerhalb von vier Wochen Stellung nehmen.

(4) Die Agrarbezirksbehörde hat der Stand-
ortgemeinde, in deren Wirkungsbereich das
Vorhaben zur Ausführung kommen soll, je eine
Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklä-
rung und des Entwurfes des Plans der Trennung
von Wald und Weide zu übermitteln. Diese
sind bei der Gemeinde mindestens sechs Wo-
chen lang zur öffentlichen Einsicht aufzulegen.
Jedermann kann sich davon an Ort und Stelle
Abschriften anfertigen, auf eigene Kosten Ko-
pien anfertigen oder anfertigen lassen und in-
nerhalb der Auflagefrist zum Vorhaben und zur
Umweltverträglichkeitserklärung eine schrift-
liche Stellungnahme an die Agrarbezirksbehör-
de abgeben. Die Agrarbezirksbehörde hat das
Vorhaben durch Anschlag in der Standortge-
meinde, im Amtsblatt für das Land Vorarlberg
oder auf andere geeignete Weise kundzu-
machen.

(5) Vor Abschluss der Umweltverträglich-
keitsprüfung darf der Bescheid zur Trennung
von Wald und Weide nicht erlassen werden.



Vorarlberger Landesgesetzblatt, Jahrgang 2002, 16. Stück, Nr. 30, 31 97

Der Bescheid hat auf die Sicherung und Ent-
wicklung eines unter Bedachtnahme auf die
Bewirtschaftungsverhältnisse möglichst ausge-
glichenen und nachhaltigen Naturhaushaltes
Rücksicht zu nehmen. Maßnahmen, die erheb-
liche Belastungen der Umwelt durch nachhal-
tige Einwirkungen verursachen, jedenfalls sol-
che, die geeignet sind, den Boden, den Pflan-
zenbestand oder den Tierbestand bleibend zu
schädigen, sind zu vermeiden.

(6) Bei der Entscheidung sind die Ergeb-
nisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Um-
weltverträglichkeitserklärung, Stellungnahmen)
zu berücksichtigen.

(7) Der Bescheid (Plan) über die Trennung
von Wald und Weide ist in der Standort-
gemeinde mindestens zwei Wochen zur öffent-
lichen Einsicht aufzulegen.

(8) Parteistellung haben die Eigentümer und
Nutzungsberechtigten der berechtigten und ver-

pflichteten Liegenschaften, der Naturschutz-
anwalt und die Standortgemeinde. Der Natur-
schutzanwalt ist berechtigt, die Einhaltung von
Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt
oder der von ihm wahrzunehmenden öffent-
lichen Interessen dient, als subjektives Recht im
Verfahren geltend zu machen, Rechtsmittel zu
ergreifen und Beschwerde an den Verwaltungs-
gerichtshof und den Verfassungsgerichtshof zu
erheben.

(9) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 8 gel-
ten sinngemäß für die Schaffung von Reinwei-
de im Rahmen eines Verfahrens gemäß § 9.“

2. Dem § 44 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:
„Bei Verfahren betreffend die Trennung von
Wald und Weide, im Rahmen derer ein UVP-
Verfahren durchzuführen ist (§ 43a Abs. 2 und
6), ist ein abgekürztes Verfahren ausgeschlos-
sen.“

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r

31.
Gesetz

über eine Änderung des Schischulgesetzes*)

Der Landtag hat beschlossen:

Das Gesetz über die Erteilung von Schiunter-
richt sowie über das Führen und Begleiten beim
Schilaufen (Schischulgesetz), LGBl.Nr. 35/1990,
in der Fassung LGBl.Nr. 53/1993 und Nr. 42/2000,
wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 1 und 2 haben zu lauten:

„§ 1
Geltungsbereich

(1) Die Erteilung von Unterricht in den Fer-
tigkeiten und Kenntnissen des Schilaufes sowie
das Führen und Begleiten beim Schilaufen ha-
ben nach den Bestimmungen dieses Gesetzes
zu erfolgen. Soweit sich die Bestimmungen
dieses Gesetzes auf den Unterricht im Schilauf
beziehen, gelten sie sinngemäß auch für das
Führen und Begleiten beim Schilaufen.

(2) Der Schilauf im Sinne dieses Gesetzes
umfasst alle Arten des Schilaufes, auch das
Fahren auf schiähnlichen Sportgeräten.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für:
a) den Schiunterricht wie er gelegentlich übli-

cherweise ohne jede Art von Entgelt an Fa-
milienangehörige oder an einen oder meh-
rere Freunde gegeben wird,

b) dienstliche Tätigkeiten im Bundesheer und
bei Wachkörpern,

c) den Unterricht von Schulen durch fachlich
befähigte Lehrkräfte und den Schiunterricht
im Rahmen der Fortbildung von Lehrern,

d) den Schiunterricht durch fachlich befähigte
Personen im Rahmen gemeinnütziger Ju-
gendorganisationen für ihre Mitglieder bis
zum vollendeten 25. Lebensjahr, wenn das
Entgelt die Auslagen nicht übersteigt,

e) den Schiunterricht im Rahmen gemeinnüt-
ziger alpiner Vereine und Schivereine für
Mitglieder durch andere Mitglieder des

___________________________

*) Dieses Gesetz dient unter anderem der teilweisen Umsetzung der Richtlinie 92/51/EWG, geändert durch
die Richtlinien 94/38/EG, 95/43/EG, 97/38/EG, 2000/5/EG und 2001/19/EG.
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Vereines, die fachlich befähigt sind, wenn
das Entgelt die Auslagen nicht übersteigt,

f) Trainingskurse von Schinationalmannschaf-
ten und Rennkadern der Schiverbände,

g) die Tätigkeit von Bergführern und Bergstei-
gerschulen im Rahmen der Berechtigung
nach dem Bergführergesetz.
(4) Personen, die sich auf eine Ausnahme

nach Abs. 3 berufen, haben auf Verlangen eines
Pistenwächters die entsprechenden Umstände
glaubhaft zu machen. Ist zweifelhaft, ob ihre
Tätigkeit nach Abs. 3 vom Geltungsbereich
dieses Gesetzes ausgenommen ist, hat sie der
Pistenwächter zum Nachweis ihrer Identität
aufzufordern und dem Schilehrerverband Mel-
dung zu erstatten. Der schriftlichen Aufforde-
rung des Schilehrerverbandes, die erforder-
lichen Nachweise vorzulegen, ist binnen zwei
Wochen zu entsprechen.

(5) Für die Tätigkeit von Vorarlberger Schi-
schulen außerhalb des Landesgebietes, soweit
das dort jeweils geltende Recht nicht entgegen-
steht, gelten sinngemäß
§ 11 Abs. 1 bis 3 – Allgemeines –
§ 13 Abs. 1, 2 und 5 – Gruppeneinteilung,

Schigelände –
§ 14 Abs. 1 – Lehrkräfte –
§ 15 – Pflichten der Lehrkräfte –, der Abs. 5 je-

doch nur hinsichtlich der dort genannten
§§ 9 Abs. 1 und 10 Abs. 2 und 3 des Berg-
führergesetzes,

§ 16 – Versicherungspflicht –.

§ 2
Begriffe

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist
a) Schischule eine Einrichtung für den Unter-

richt in den Fertigkeiten und Kenntnissen
des Schilaufes sowie für das Führen und
Begleiten beim Schilaufen,

b) Schilehrer, wer die Prüfung für Schilehrer
abgelegt hat und die Lehrberechtigung zur
Erteilung von Unterricht im Schilauf besitzt,

c) Diplomschilehrer, wer die Prüfung für Dip-
lomschilehrer abgelegt hat und die Lehrbe-
rechtigung zur Erteilung von Unterricht im
Schilauf besitzt, und

d) Schiführer, wer Diplomschilehrer ist und
die Prüfung für Schiführer abgelegt hat.
(2) Die in diesem Gesetz verwendeten per-

sonenbezogenen Ausdrücke umfassen Frauen
und Männer gleichermaßen. Sie sind bei der
Anwendung auf bestimmte Personen in der je-
weils geschlechtsspezifischen Form zu verwen-
den.“

2. Im § 3 Abs. 1 hat jeweils das Wort „entgelt-
liche“ zu entfallen.

3. Der § 3 Abs. 3 hat zu entfallen.

4. Im § 4 Abs. 2 hat die lit. a zu lauten:
„a) Unionsbürger oder diesem nach dem Recht

der Europäischen Union gleichgestellt sein,“

5. Im § 4 Abs. 2 hat die lit. b zu entfallen und sind
die lit. c bis f als lit. b bis e zu bezeichnen.

6. Im § 4 Abs. 2 hat die neue lit. e zu lauten:
„e) die zur Führung einer Schischule erforder-

lichen Kenntnisse durch ein Zeugnis über
die erfolgreiche Ablegung der Unterneh-
merprüfung nach § 28 oder durch die Aner-
kennung von Ausbildungen, Prüfungen und
Berufserfahrung nach den §§ 31 und 31a
nachweisen.“

7. Dem § 4 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:
„Bescheinigungen von Versicherungsunter-
nehmen anderer Mitgliedstaaten über das Vor-
liegen einer im Deckungsumfang den landes-
rechtlichen Vorschriften entsprechenden Haft-
pflichtversicherung sind anzuerkennen, wenn
sie bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate
sind.“

8. Der § 4 Abs. 6 hat zu entfallen. Die bisherigen
Abs. 7 bis 9 sind als Abs. 6 bis 8 zu be-
zeichnen.

9. Im neuen § 4 Abs. 7 hat es im ersten Satz statt
„der Schischule“ zu lauten „des oder der Be-
willigungsinhaber“ und hat es statt „ist“ zu
lauten „sind“.

10. Der neue § 4 Abs. 8 hat zu lauten:
„(8) Der Schiunterricht im Sinne des Abs. 2

lit. d kann durch einen gleichwertigen Schi-
unterricht in einer Schischule oder einer staat-
lichen Sportanstalt in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem
Staat, der nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellt ist, ersetzt werden.“

11. Der § 5 hat zu lauten:

„§ 5
Name der Schischule, Standort

(1) Der Name der Schischule besteht aus
dem Wort ‚Schischule‘ oder ‚Schneesport-
schule‘ und einer entsprechenden Ortsbezeich-
nung. Er muss sich von bereits bestehenden
deutlich unterscheiden und darf nicht zur Täu-
schung Anlass geben. Der Name der Schischule
bedarf der Bewilligung der Landesregierung.

(2) Im geschäftlichen Verkehr darf dem
Namen der Schischule eine weitere Bezeich-
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nung nachgestellt werden, wenn diese nicht zur
Täuschung Anlass gibt.

(3) Als Standort der Schischule gilt jene
Gemeinde, in deren Gebiet sich das Schischul-
büro und der Sammelplatz befinden. Wenn es
wegen besonderer örtlicher Verhältnisse, insbe-
sondere wegen der Anzahl von Beherbergungs-
betrieben oder wegen des Vorhandenseins eines
in räumlicher und organisatorischer Hinsicht
zusammenhängenden Schigebietes der besseren
Betreuung der Gäste dient und eine bessere
Organisation des Schischulbetriebes ermög-
licht, kann die Landesregierung durch Verord-
nung als Standort von Schischulen
a) einen Teil eines Gemeindegebietes oder
b) ein Gebiet, das sich auf mehrere Gemeinden

erstreckt,
bestimmen.“

12. Der § 6 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Schischulbewilligung endet durch

Verzicht, welcher der Landesregierung schrift-
lich mitzuteilen ist.“

13. Im § 6 Abs. 3 hat in der lit. a die Wortfolge
„oder b“ zu entfallen und ist in der lit. c nach
dem Wort „gemacht“ das Wort „hat“ einzu-
fügen.

14. Die §§ 7 und 8 haben zu lauten:

„§ 7
Leiter und Vorstand

(1) Der Leiter der Schischule muss Diplom-
schilehrer sowie entweder Schiführer oder
Bergführer (§ 3 des Bergführergesetzes) sein.

(2) Wenn nur eine Person eine Bewilligung
zur Führung der Schischule innehat, ist sie der
Leiter dieser Schischule. Die Bestimmungen die-
ses Gesetzes über den Vorstand der Schischule
sowie der Abs. 5 gelten für sie sinngemäß.

(3) Wenn mehrere Personen eine Bewilli-
gung zur Führung derselben Schischule inne-
haben, bilden sie den Vorstand dieser Schi-
schule. Sie haben aus ihrer Mitte den Leiter der
Schischule mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln, wenn eine solche Mehrheit nicht zustande
kommt, mit unbedingter Mehrheit zu bestellen.
Die Bestellung hat auf die Dauer von höchstens
fünf Jahren zu erfolgen.

(4) Kommt eine Bestellung des Leiters nach
Abs. 3 bis zum 1. Juni eines Jahres nicht zu-
stande, hat der Schilehrerverband von den Be-
werbern, welche die Voraussetzungen erfüllen,
denjenigen zum Leiter zu bestellen, der auf-
grund der größten einschlägigen Erfahrungen
und Fertigkeiten am besten geeignet erscheint.

Dabei sind unter Bedachtnahme auf die ört-
lichen Gegebenheiten insbesondere Organisa-
tionsfähigkeiten, Sprachkenntnisse, kaufmänni-
sche und wirtschaftliche Kenntnisse, Führungs-
qualität sowie schiläuferisches und schimetho-
disches Berufswissen und Berufskönnen zu be-
rücksichtigen. Die Bestellung durch den Schi-
lehrerverband hat jeweils auf die Dauer eines
Jahres zu erfolgen.

(5) Die Bestellung zum Leiter einer Schi-
schule ist vom Schilehrerverband zu widerru-
fen, wenn
a) die Bewilligung des Leiters zur Führung der

Schischule endet (§ 6) oder
b) der Leiter mehrfach seinen Pflichten nicht

nachgekommen ist und dadurch im Betrieb
der Schischule Mängel aufgetreten sind,
durch welche Interessen der Sicherheit oder
des Tourismus gefährdet werden.

§ 8
Aufgaben des Leiters

Der Leiter der Schischule hat
a) die Schischule nach außen zu vertreten,
b) die Schischule persönlich zu leiten und

während der Betriebszeiten überwiegend am
Standort anwesend zu sein,

c) dafür zu sorgen, dass die Schischule ent-
sprechend den Bestimmungen der §§ 11 bis
14 und 16 sowie entsprechend der Betriebs-
ordnung der Schischule betrieben wird,

d) die Lehrkräfte dahingehend zu beaufsichti-
gen, dass sie ihren Pflichten nach § 15
nachkommen,

e) die erforderliche Anzahl von Lehrkräften
aufzunehmen,

f) dafür zu sorgen, dass sich die Lehrkräfte zur
Erfüllung der Aufgaben nach § 11 Abs. 1
im Rahmen der Möglichkeiten der Schi-
schule fortbilden,

g) die Haftpflichtversicherung nach § 16 abzu-
schließen,

h) dem Schilehrerverband jährlich bis spätes-
tens 10. Jänner den Zeitpunkt der Aufnahme
des Schischulbetriebes einschließlich der
Namen und Qualifikationen der bisher ver-
wendeten Lehrkräfte und Praktikanten so-
wie bis spätestens 10. Mai die Namen und
Qualifikationen der während der gesamten
Wintersaison beschäftigten Lehrkräfte und
Praktikanten mitzuteilen,

i) der Landesregierung jede im Hinblick auf
§ 12 wesentliche Veränderung der Lage,
Größe oder Ausstattung des Schischulbüros
oder des Sammelplatzes mitzuteilen,

j) der Landesregierung das Vorliegen von
Umständen nach § 6 Abs. 3 lit. b bis d mit-
zuteilen.“
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15. Der § 9 entfällt und der bisherige § 8 ist als § 9
zu bezeichnen. Seine Überschrift hat zu lauten:

„§ 9
Aufgaben des Vorstandes“

16. Im § 10 Abs. 1 hat es im ersten Satz statt „Ein-
stellung und Beschäftigung“ zu lauten „Auf-
nahme“.

17. Im § 10 Abs. 2 hat es im zweiten Satz statt „§ 8
lit. a bis c“ zu lauten „§ 9 lit. a bis c“ und statt
„§ 9 Abs. 3 lit. a, b, g und h“ zu lauten „§ 8
lit. a, b, c, d, i und j“.

18. Im § 10 Abs. 4 hat es im ersten Satz statt „der
Landesregierung“ zu lauten „des Schilehrerver-
bandes“.

19. Im § 11 Abs. 1 hat es statt „Fremdenverkehrs“
zu lauten „Tourismus“.

20. Der § 11 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die Schischule hat in der Zeit zwischen

Weihnachten und der Woche nach Ostern min-
destens folgende Leistungen öffentlich und für
alle Wintersportgäste am Standort der Schi-
schule anzubieten, sofern die Schneelage es
zulässt:
a) Gruppenunterricht im klassischen alpinen

Schilauf in drei Leistungsklassen,
b) Gruppenunterricht im Snowboardfahren,
c) Gruppenunterricht für Kinder im klassi-

schen alpinen Schilauf und im Snowboard-
fahren.“

21. Der § 12 Abs. 5 hat zu entfallen.

22. Der § 13 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Schüler sind in Gruppen einzutei-

len. Dabei sind die Interessen der Sicherheit zu
beachten. Eine Gruppe darf nur bei Vorliegen
besonderer Gründe kurzfristig mehr als zwölf
Personen umfassen.“

23. Im § 13 hat es in den Abs. 3 und 4 jeweils statt
„Fremdenverkehr“ zu lauten „Tourismus“.

24. Im § 13 Abs. 5 hat der letzte Satz zu entfallen.

25. Der § 14 hat zu lauten:

„§ 14
Lehrkräfte

(1) Als Lehrkräfte in einer Schischule dür-
fen nur Diplomschilehrer und Schilehrer ver-

wendet werden. Die Führung von Schitouren hat
durch Schiführer oder Bergführer zu erfolgen.

(2) Zur Unterstützung der Schilehrer und
Diplomschilehrer dürfen auch Personen ver-
wendet werden, welche die erste Teilprüfung
der Schilehrerprüfung (§ 24 Abs. 3) längstens
vor vier Jahren abgelegt haben. Der Schilehrer-
verband kann bewilligen, dass diese Praktikan-
ten für vier weitere Jahre verwendet werden
dürfen, wenn sie
a) in den letzten beiden Jahren in einer Schi-

schule erfolgreich verwendet wurden,
b) einen vom Schilehrerverband durchgeführ-

ten Fortbildungskurs (§ 32 Abs. 2) absol-
viert haben und

c) ihre Verlässlichkeit nachweisen.
(3) Die Praktikanten sind vom Leiter der

Schischule oder einem Diplomschilehrer, den
der Leiter beauftragt hat, besonders zu beauf-
sichtigen und anzuleiten. Sie dürfen nur zum
Unterrichten von Schülern auf Schipisten im
Schigebiet der eigenen Schischule und nur ent-
sprechend ihrem Ausbildungsniveau verwendet
werden.“

26. Der § 15 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Bei der Führung von Schitouren sind

die folgenden Bestimmungen des Bergführer-
gesetzes sinngemäß anzuwenden:
§  9 Abs. 1 – Vorbereitung einer Bergtour –
§ 10 Abs. 2 und 3 – Durchführung einer Berg-

tour –
§ 11 Abs. 3 und 4 – Andere Pflichten des Berg-

führers –.“

27. Der 5. Abschnitt hat zu lauten:

„5. Abschnitt
Ausflugsverkehr

§ 17

(1) Schischulen, die ihren Standort in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
haben oder nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellt sind, dürfen in Schi-
gebieten des Landes im Rahmen eines gele-
gentlichen Ausflugsverkehrs Schiunterricht er-
teilen, wenn
a) die Lehrkräfte zumindest als Schilehrer oder

bei Schitouren als Diplomschilehrer und
Schiführer fachlich befähigt sind,

b) die Schüler nicht in Vorarlberg aufgenom-
men wurden und

c) die Dauer des einzelnen Aufenthaltes in
Österreich jeweils 14 Tage und die Dauer
des Aufenthaltes der Schischule in Öster-
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reich in einer Wintersaison insgesamt 28
Tage nicht übersteigt.
(2) Der Leiter der auswärtigen Schischule

hat dem Schilehrerverband die beabsichtigte
Erteilung von Schiunterricht spätestens vier
Wochen vor dem Beginn anzuzeigen. Die An-
zeige hat die für die Beurteilung des Vorhabens
erforderlichen Angaben zu enthalten. Wenn die
Anzeige nicht vollständig ist oder wenn die
Voraussetzungen nach Abs. 1 nicht erfüllt sind,
ist die beabsichtigte Tätigkeit unzulässig. Der
Schilehrerverband hat den Leiter der auswärti-
gen Schischule darüber unverzüglich zu infor-
mieren und ihm die Gründe mitzuteilen.

(3) Für die mit der Unterweisung betrauten
Lehrkräfte gilt der § 15 Abs. 2 bis 6.

(4) Die Abs. 1 lit. a und b, 2 und 3 gelten
sinngemäß auch für Schischulen aus anderen
Bundesländern.

(5) Wer im Rahmen des Ausflugsverkehrs
Schiunterricht erteilt, hat die entsprechenden
Umstände auf Verlangen eines Pistenwächters
nachzuweisen. Ist zweifelhaft, ob die Tätigkeit
im Rahmen des gelegentlichen Ausflugsver-
kehrs zulässig ist, hat der Pistenwächter die be-
treffende Person zum Nachweis der Identität
aufzufordern und dem Schilehrerverband Mel-
dung zu erstatten. Der schriftlichen Aufforde-
rung des Schilehrerverbandes, die erforder-
lichen Nachweise vorzulegen, ist binnen zwei
Wochen zu entsprechen.“

28. Die §§ 20 und 21 haben zu lauten:

„§ 20
Lehrberechtigung

(1) Die Berechtigung zur Erteilung von
Unterricht im Schilauf (Lehrberechtigung) ist
von der Landesregierung auf Antrag Personen
zu erteilen, die
a) Unionsbürger oder diesen nach dem Recht

der Europäischen Union gleichgestellt sind
und

b) verlässlich, für den Beruf körperlich und
geistig geeignet sowie fachlich befähigt
sind.
(2) Bescheinigungen betreffend die Ver-

lässlichkeit, die einem Staatsangehörigen eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union von
einer zuständigen Behörde dieses Staates aus-
gestellt wurden, sind anzuerkennen, wenn sie
im Zeitpunkt der Einbringung des Antrages
nicht älter als drei Monate sind. Werden im be-
treffenden Mitgliedstaat diese Bescheinigungen
von einer zuständigen Behörde nicht ausge-
stellt, kann der Nachweis der Verlässlichkeit
auch durch eine eidesstattliche Erklärung, ist

eine solche in dem betreffenden Mitgliedstaat
nicht vorgesehen, durch eine feierliche Erklä-
rung erfolgen, die der Anerkennungswerber vor
einer zuständigen Behörde, einem Notar oder
einer entsprechend bevollmächtigten Berufs-
organisation des betreffenden Staates abgege-
ben hat.

(3) Bescheinigungen betreffend die für den
Beruf erforderliche körperliche und geistige
Eignung, die einem Staatsangehörigen eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union in
einem Mitgliedstaat ausgestellt wurden, sind
anzuerkennen, wenn sie im Zeitpunkt der Ein-
bringung des Antrages nicht älter als drei
Monate sind.

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß für
Drittstaaten und Drittstaatsangehörige, soweit
sich hinsichtlich der Diplomanerkennung nach
dem Recht der Europäischen Union eine
Gleichstellung ergibt.

(5) Die fachliche Befähigung ist durch die
Prüfungen und Ausbildungen nach den §§ 24
bis 26 oder durch die Anerkennung von Aus-
bildungen, Prüfungen und Berufserfahrung
nach den §§ 31 und 31a nachzuweisen.

(6) Die Lehrberechtigung kann auch Aus-
ländern, welche die Voraussetzungen nach
Abs. 1 lit. a nicht erfüllen, erteilt werden, wenn
dies im Interesse des Schischulwesens oder des
Tourismus gelegen ist. Die Lehrberechtigung
für diese Ausländer kann zeitlich oder örtlich
beschränkt werden.

§ 21
Bezeichnung

Die Inhaber einer Lehrberechtigung dürfen
ihrer Befugnis entsprechend die Bezeichnung
‚Schilehrer‘, ‚Diplomschilehrer‘, oder ‚Diplom-
schilehrer und Schiführer‘ führen. Zulässig sind
auch die Bezeichnungen ‚Schneesportlehrer',
‚Diplomschneesportlehrer‘ oder ‚Diplom-
schneesportlehrer und Schiführer‘. Das Führen
dieser  Bezeichnungen durch Unbefugte ist
verboten.“

29. Im § 22 Abs. 1 und 2 hat es jeweils statt „Be-
zirkshauptmannschaft“ zu lauten „Landesregie-
rung“.

30. Der § 24 hat zu lauten:

 „§ 24
Schilehrerprüfung

(1) Durch die Prüfung für Schilehrer ist
festzustellen, ob die Kenntnisse und Fertigkei-
ten des Bewerbers für die fachkundige Ertei-
lung von Unterricht im Schilauf ausreichen.
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(2) Die Prüfung für Schilehrer ist in einen
theoretischen und in einen praktischen Teil zu
gliedern. Sie erstreckt sich im theoretischen
Teil insbesondere auf die Gegenstände Berufs-
kunde, Unterrichtslehre, Erste Hilfe, Bewe-
gungslehre, Schnee- und Lawinenkunde, Ge-
ländekunde, Ausrüstungskunde, Fremdsprache
sowie Naturschutz. Im praktischen Teil er-
streckt sich die Prüfung insbesondere auf die
Gegenstände Schulefahren, Geländefahren,
Sportlicher Schilauf und Schilauf abseits gesi-
cherter Abfahrten.

(3) Die Prüfung für Schilehrer besteht aus
zwei Teilprüfungen. Durch die erste Teilprü-
fung ist festzustellen, ob die Kenntnisse und
Fertigkeiten des Bewerbers ausreichen, um
Grundkenntnisse des Schilaufes zu vermitteln.
Durch die zweite Teilprüfung ist zu ermitteln,
ob die Kenntnisse und Fertigkeiten im Sinne
des Abs. 1 ausreichen.

(4) Zur Prüfung für Schilehrer sind Perso-
nen zuzulassen, die
a) das 17. Lebensjahr vollendet haben und
b) an einer entsprechenden Ausbildung nach

§ 30 teilgenommen haben.
Voraussetzung für die Zulassung zur zweiten
Teilprüfung ist überdies eine mindestens drei-
wöchige Verwendung in einer Schischule. Der
§ 4 Abs. 8 gilt sinngemäß.“

31. Im § 25 Abs. 1 hat das Wort „alpinen“ zu ent-
fallen.

32. Im § 25 Abs. 3 hat es im letzten Satz statt „§ 4
Abs. 9“ zu lauten „§ 4 Abs. 8“.

33. Der § 26 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Zur Prüfung für Schiführer sind Dip-

lomschilehrer zuzulassen, die an einer ent-
sprechenden Ausbildung nach § 30 teilgenom-
men haben.“

34. Der § 27 hat zu entfallen.

35. Im § 29 Abs. 2 haben im fünften Satz die Worte
„für Langlauflehrer und“ sowie die Worte „des
Langlaufes bzw.“ zu entfallen.

36. Im § 30 Abs. 3 hat es im ersten Satz statt
„§§ 24 bis 27“ zu lauten „§§ 24 bis 26“ und ha-
ben die Worte „im Langlaufen“ sowie der Bei-
strich vor dieser Wortfolge zu entfallen.

37. Im § 31 Abs. 1 ist im zweiten Satz nach dem
Wort „diesen“ das Wort „Prüfungen“ einzu-
fügen.

38. Der § 31 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Landesregierung kann im Einzel-

fall andere Ausbildungen und Prüfungen als
Ausbildungen und Prüfungen im Sinne dieses
Abschnittes ganz oder teilweise anerkennen,
soweit die Gleichwertigkeit gewährleistet ist.“

39. Der § 31 Abs. 4 hat zu entfallen.

40. Der § 31a hat zu lauten:

„§ 31a
Anerkennung von Prüfungen,

Ausbildungen und Berufserfahrung nach
dem Recht der Europäischen Union

(1) Die Landesregierung hat nach dem
Recht der Europäischen Union im Einzelfall
a) Prüfungen und Ausbildungen, die von An-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union in diesen Staaten abgelegt
wurden und

b) Berufserfahrung, die von Angehörigen an-
derer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union in diesen Staaten erworben wurde,

als Ersatz für Prüfungen und Ausbildungen im
Sinne dieses Abschnittes anzuerkennen. Beste-
hen wesentliche Unterschiede zur Qualifikation
durch Prüfungen und Ausbildungen im Sinne
dieses Abschnittes und sind diese nicht durch
Berufserfahrung ausgeglichen, hat die Landes-
regierung dem Antragsteller vorzuschreiben,
dass er eine Eignungsprüfung abzulegen hat.
Wenn eine Qualifikation nach § 4 Abs. 2 lit. e
anerkannt werden soll, hat die Vorschreibung
dem Antragsteller die Wahl zwischen einer
Eignungsprüfung und einem Anpassungslehr-
gang zu ermöglichen.

 (2) Die Landesregierung hat entsprechend
der Richtlinie 92/51/EWG über eine allgemeine
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie
89/48/EWG die näheren Vorschriften über die
Anerkennung von Prüfungen, Ausbildungen
und Berufserfahrung nach Abs. 1, insbesondere
über den Inhalt und die Durchführung von Eig-
nungsprüfungen zu erlassen.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für
Drittstaaten und Drittstaatsangehörige, soweit
sich hinsichtlich der Diplomanerkennung nach
dem Recht der Europäischen Union eine
Gleichstellung ergibt.“

41. Im § 32 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:
„(1) Die Schilehrer, Diplomschilehrer und

Schiführer sind verpflichtet, alle vier Jahre an
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einem Fortbildungskurs teilzunehmen. Ist die
Teilnahme am Fortbildungskurs aus gesund-
heitlichen, beruflichen oder sonstigen wichtigen
Gründen nicht möglich, kann der Schilehrerver-
band die Verpflichtung um ein Jahr aufschie-
ben. Die Teilnahme an einem Fortbildungskurs
ist der Schischule nachzuweisen.

(2) Personen, welche die erste Teilprüfung
der Schilehrerprüfung abgelegt haben, sind be-
rechtigt, an Fortbildungskursen teilzunehmen.“

42. Im § 32 sind die bisherigen Abs. 2 und 3 als
Abs. 3 und 4 zu bezeichnen.

43. Dem § 32 ist folgender Abs. 5 anzufügen:
„(5) Wenn der Verpflichtung nach Abs. 1

nicht entsprochen wird, hat dies der Schilehrer-
verband der Landesregierung zu melden.“

44. Im § 33 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:
„(1) Der Vorarlberger Schilehrerverband ist

eine Körperschaft öffentlichen Rechts. Er ist
die gesetzliche berufliche Vertretung der Vor-
arlberger Schischulen und ihrer Lehrkräfte.

(2) Dem Schilehrerverband gehören als or-
dentliche Mitglieder an
a) Personen mit einer Lehrberechtigung nach

§ 20, die in Vorarlberg Schiunterricht ertei-
len, und

b) Personen, welche die erste Teilprüfung der
Schilehrerprüfung abgelegt haben und in
einer Schischule in Vorarlberg beschäftigt
sind.

Die ordentliche Mitgliedschaft der Inhaber
einer Lehrberechtigung (lit. a) endet mit dem
Ende ihrer Lehrberechtigung oder mit dem Ab-
lauf des ersten Kalenderjahres, in dem sie kei-
nen Schiunterricht in Vorarlberg mehr erteilt
haben. Die ordentliche Mitgliedschaft der in
lit. b genannten Personen endet vier Jahre,
wenn eine Bewilligung nach § 14 Abs. 2 zwei-
ter Satz erteilt wird, acht Jahre nach Ablegung
der ersten Teilprüfung der Schilehrerprüfung
oder mit Ablauf des ersten Kalenderjahres, in
dem sie bei keiner Schischule in Vorarlberg
mehr beschäftigt sind.“

45. Im § 34 Abs. 1 hat die lit. b zu lauten:
„b) die ihm übertragenen Angelegenheiten ge-

mäß
§  1 Abs. 4 – Geltungsbereich –
§  7 Abs. 4 und 5 – Leiter und Vorstand –
§ 10 Abs. 4 – Betriebsordnung –
§ 16 Abs. 3 – Versicherungspflicht –
§ 17 Abs. 2 und 5 – Ausflugsverkehr –
§ 30 Abs. 2 und 3 – Ausbildungskurse –
§ 32 Abs. 1 und 3 – Fortbildungskurse –.“

46. Dem § 34 Abs. 1 ist folgende lit. c anzufügen:
„c) die unverzügliche Weiterleitung von Mel-

dungen gemäß § 8 lit. h an die Landesregie-
rung.“

47. Im § 34 Abs. 2 hat die lit. f zu lauten:
„f) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge für

Mitglieder nach § 33 Abs. 2 und 3,“

48. Dem § 34 Abs. 2 sind folgende lit. l und m
anzufügen:
„l) die Kooperation mit den Schilehrerverbän-

den oder ähnlichen Vereinigungen in ande-
ren Bundesländern oder ausländischen Staa-
ten,

m) die Vertretung der Interessen der Vorarlber-
ger Schischulen und ihrer Lehrkräfte, be-
sonders auch gegenüber dem Bund und der
Europäischen Union.“

49. Dem § 34 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) Zur Koordinierung und Besorgung die-

ser Aufgaben kann sich der Schilehrerverband
mit anderen Schilehrerverbänden oder ähnli-
chen Vereinigungen in anderen Bundesländern
zur Bildung einer Dachorganisation zusammen-
schließen.“

50. Im § 35 Abs. 3 hat der erste Satz zu lauten:
„Der Ausschuss besteht aus einem Obmann und
weiteren Mitgliedern, von denen mindestens
die Hälfte Diplomschilehrer sein müssen.“

51. Im § 36 Abs. 1 hat es statt „Bezirkshauptmann-
schaft“ zu lauten „Landesregierung“.

52. Der § 37 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Wenn sich der Schilehrerverband mit

anderen Schilehrerverbänden oder ähnlichen
Vereinigungen in anderen Bundesländern zur
Bildung einer Dachorganisation zusammen-
schließt, kann in der Satzung auch festgelegt
werden, dass diese Vereinigung mit den in § 34
Abs. 2 lit. l und m genannten Aufgaben beauf-
tragt wird.“

53. Im § 38 Abs. 1 haben die Worte „und die Be-
zirkshauptmannschaft“ zu entfallen.

54. Der § 40 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Landesregierung hat vor der Erlas-

sung von Verordnungen und Bescheiden nach
dem 2. bis 4., 6., 7. und 9. Abschnitt den Schi-
lehrerverband zu hören. Zudem ist den Stand-
ortgemeinden ein Anhörungsrecht in den fol-
genden Fällen einzuräumen:
§  4  – Bewilligungspflicht, Voraussetzungen –
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§  5  Abs. 3 – Name der Schischule, Standort –
§ 11  Abs. 5 – Allgemeines –
§ 13  Abs. 4 – Gruppeneinteilung, Schigelände –
§ 38  Abs. 3 letzter Satz – Aufsicht über die

Schischulen –
Die Schischulen des Standortes sind in nach-
stehenden Fällen zu hören:
§  4  – Bewilligungspflicht, Voraussetzungen –
§  5  Abs. 3 – Name der Schischule, Standort –
§  6  Abs. 3 – Ende der Bewilligung –
§ 11 Abs. 5 – Allgemeines –
§ 13 Abs. 3 und 4 – Gruppeneinteilung, Schi-

gelände –.“

55. Im § 40 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:
„(2) Der Schilehrerverband hat vor der Be-

stellung des Leiters einer Schischule nach § 7
Abs. 4 die Standortgemeinden zu hören.

(3) In Verfahren nach den folgenden Be-
stimmungen hat die Behörde ohne unnötigen
Aufschub, spätestens aber binnen vier Monaten
nach Antragstellung und Vorlage der erforder-
lichen Unterlagen einen Bescheid zu erlassen,
wobei der Zeitpunkt zu berücksichtigen ist, zu
dem der Antragsteller beabsichtigt, seine Tätig-
keit in Vorarlberg aufzunehmen:
§  4  – Schischulbewilligung –
§ 20 – Lehrberechtigung –
§ 31 – Anerkennung von Prüfungen –
§ 31a  – Anerkennung von Prüfungen, Ausbil-

dungen und Berufserfahrung nach dem
Recht der Europäischen Union –.

Wird ein Antrag nach den §§ 4 oder 20 gestellt,
über den erst nach Anerkennung gemäß den
§§ 31 oder 31a entschieden werden kann, sind
beide Verfahren längstens innerhalb dieser Frist
zu erledigen.“

56. Im § 40 sind die bisherigen Abs. 2 und 3 als
Abs. 4 und 5 zu bezeichnen.

57. Im § 42 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:
„(1) Eine Übertretung begeht, wer

a) der Aufforderung eines Pistenwächters oder
des Schischulverbandes nach § 1 Abs. 4
oder nach § 17 Abs. 5 nicht nachkommt,

b) entgegen dem § 3 Abs. 1 Schiunterricht er-
teilt oder beim Schilaufen führt oder be-
gleitet,

c) außerhalb einer Schischule Schüler für die
Erteilung von Schiunterricht oder für das
Führen oder Begleiten beim Schilaufen an-
wirbt,

d) die Bezeichnung ‚Schischule‘, ‚Schnee-
sportschule‘ oder eine andere im § 3 Abs. 2
genannte Bezeichnung entgegen dieser Be-
stimmung verwendet,

e) eine Schischule ohne Bewilligung nach § 4
Abs. 1 führt,

f) den Namen einer Schischule entgegen einer
Bewilligung nach § 5 Abs. 1 verwendet,

g) als Leiter einer Schischule einer Verpflich-
tung nach § 8 lit. b, c, d, f, h, i und j nicht
entspricht,

h) als Lehrkraft einer Schischule einer Ver-
pflichtung nach § 15 nicht entspricht,

i) im Rahmen des Ausflugsverkehrs dem § 17
zuwiderhandelt,

j) ohne hiezu berechtigt zu sein, sich als
Schilehrer, Diplomschilehrer oder Schifüh-
rer betätigt oder ausgibt oder eine Bezeich-
nung nach § 21 Abs. 1 führt,

k) einen Bescheid nach § 38 Abs. 3 nicht be-
folgt oder der Verpflichtung zur Erteilung
einer Auskunft nach § 38 Abs. 4 nicht
nachkommt.
(2) Übertretungen gemäß Abs. 1 sind, wenn

keine gerichtlich strafbare Handlung vorliegt,
von der Bezirkshauptmannschaft mit einer
Geldstrafe bis zu 2.000 Euro zu bestrafen.“

58. Im § 43 Abs. 1 hat der zweite Satz zu entfallen.

59. Im § 43 haben die Abs. 2 bis 5 zu entfallen. Die
bisherigen Abs. 6 und 7 sind als Abs. 2 und 3
zu bezeichnen.

60. Dem § 43 sind folgende Abs. 4 bis 10 anzu-
fügen:

„(4) Eine Lehrberechtigung als Schilehrer-
Anwärter, die vor dem 26. Juni 2002 erteilt
wurde, endet vier Jahre nach diesem Zeitpunkt.
Der Schilehrerverband hat zu bewilligen, dass
solche Personen für vier weitere Jahre verwen-
det werden dürfen, wenn sie die Voraussetzun-
gen nach § 14 Abs. 2 erfüllen. Personen, die vor
dem 26. Juni 2002 das 35. Lebensjahr vollendet
haben, darf diese Bewilligung mehrmals erteilt
werden. Der § 14 Abs. 2 und 3 gilt sinngemäß.

(5) Lehrberechtigungen für den nordischen
Schilauf, die nach § 20 des Schischulgesetzes,
LGBl.Nr. 35/1990 in der vor dem 26. Juni 2002
geltenden Fassung erteilt wurden, gelten weiter.

(6) Lehrberechtigungen für den alpinen
Schilauf mit der Einschränkung auf Snow-
boardfahren, die nach § 20 des Schischulgeset-
zes, LGBl.Nr. 35/1990 in der vor dem 26. Juni
2002 geltenden Fassung, erteilt wurden, gelten
mit dieser Einschränkung weiter.

(7) Eine vor dem 26. Juni 2002 erteilte Be-
willigung zur Führung einer Schischule, in der
ausschließlich Unterricht in einer besonderen
Schilaufart erteilt wird, gilt weiter.

(8) Langlauflehrer, die vor dem 26. Juni
2002 bereits Unterricht im nordischen Schilauf
außerhalb von Schischulen nach § 17 des Schi-
schulgesetzes, LGBl.Nr. 35/1990, in der Fas-
sung LGBl.Nr. 53/1993 und Nr. 42/2000, erteilt
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haben, dürfen diese Tätigkeit weiterhin aus-
üben, wenn der Unterricht auf gespurten Loipen
unterhalb einer Höhe von 1.200 Metern erfolgt.

(9) Der Vorarlberger Schilehrerverband hat
bis zum 31. Dezember 2005 einen Ergänzungs-
kurs für die in den Abs. 5 und 6 genannten Per-
sonen durchzuführen. Die erfolgreiche Teil-

nahme an diesem Kurs gilt als Nachweis der
fachlichen Befähigung nach § 20 Abs. 1 lit. b.

(10) Die in den Abs. 4 bis 6 genannten Per-
sonen sind weiterhin Mitglieder des Vorarlber-
ger Schilehrerverbandes.“

61. Der § 44 hat zu entfallen.

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r

32.
Gesetz

über eine Änderung des Bergführergesetzes*)

Der Landtag hat beschlossen:

Das Gesetz über das Bergführerwesen (Berg-
führergesetz), LGBl.Nr. 25/1982, in der Fassung
LGBl.Nr. 52/1993, wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 1 und 2 haben zu lauten:

„§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Tätigkeit als
Führer und Begleiter bei Bergtouren und Can-
yoning-Touren (Schluchtentouren) sowie die
Erteilung von Unterricht in den für Bergtouren
und Canyoning-Touren erforderlichen Fertig-
keiten und Kenntnissen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für
a) das Führen, Begleiten und Unterrichten, wie

es gelegentlich üblicherweise ohne jede Art
von Entgelt im Familien- und Freundeskreis
erfolgt,

b) dienstliche Tätigkeiten im Bundesheer, bei
Wachkörpern und anerkannten Rettungs-
organisationen,

c) das Führen, Begleiten und Unterrichten von
Schulen durch fachlich befähigte Lehrkräfte
und das Führen, Begleiten und Unterrichten
im Rahmen der Fortbildung von Lehrern,

d) die Tätigkeit von Schischulen,
e) das Führen, Begleiten und Unterrichten

durch fachlich befähigte Personen im Rah-

men gemeinnütziger Jugendorganisationen
für ihre Mitglieder bis zum vollendeten 25.
Lebensjahr, wenn das Entgelt die Auslagen
nicht übersteigt,

f) das Führen, Begleiten und Unterrichten von
Mitgliedern gemeinnütziger alpiner Vereine
durch andere Mitglieder des Vereins, die
fachlich befähigt sind, im Rahmen seiner
satzungsmäßigen Tätigkeit, wenn das Ent-
gelt die Auslagen nicht übersteigt.
(3) Wer sich auf eine Ausnahme nach

Abs. 2 beruft, hat dem Bergführerverband auf
Verlangen die entsprechenden Umstände nach-
zuweisen. Zu diesem Zweck dürfen vom Berg-
führerverband schriftlich beauftragte Bergfüh-
rer Personen, bei denen zweifelhaft ist, ob ihre
Tätigkeit nach Abs. 2 vom Geltungsbereich
dieses Gesetzes ausgenommen ist, auffordern,
sich auszuweisen.

(4) Für die Tätigkeit Vorarlberger Bergfüh-
rer, Canyoning-Führer und Bergsteigerschulen
außerhalb des Landesgebietes, soweit das dort
jeweils geltende Recht nicht entgegensteht, gel-
ten sinngemäß
§  9  – Vorbereitung einer Bergtour –
§ 10 – Durchführung einer Bergtour –
§ 12 – Versicherungspflicht –
§ 13 – Bergführertarif –
§ 27 – Lehrkräfte –
§ 28  Abs. 1 – Pflichten des Bewilligungs-

inhabers und der Lehrkräfte –
§ 29 – Lehrstoff –.

___________________________

*) Dieses Gesetz dient unter anderem der teilweisen Umsetzung der Richtlinie 92/51/EWG, geändert durch
die Richtlinien 94/38/EG, 95/43/EG, 97/38/EG, 2000/5/EG und 2001/19/EG.
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§ 2
Begriffe

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist
a) Bergführer, wer berechtigt ist, sich als Füh-

rer oder Begleiter bei Bergtouren (ein-
schließlich Schitouren) zu betätigen,

b) Canyoning-Führer, wer berechtigt ist, sich
als Führer oder Begleiter bei Canyoning-
Touren zu betätigen,

c) Wanderführer, wer berechtigt ist, sich als
Führer oder Begleiter bei Bergtouren gemäß
§ 20 zu betätigen,

d) Bergsteigerschule eine Einrichtung für den
Unterricht in den für Bergtouren und Can-
yoning-Touren erforderlichen Fertigkeiten
und Kenntnissen einschließlich des Schi-
bergsteigens.
(2) Die in diesem Gesetz verwendeten per-

sonenbezogenen Ausdrücke umfassen Frauen
und Männer gleichermaßen. Sie sind bei der
Anwendung auf bestimmte Personen in der je-
weils geschlechtsspezifischen Form zu verwen-
den.“

2. Der § 4 hat zu lauten:

 „§ 4
Voraussetzungen für die Konzession

(1) Die Konzession ist von der Landesregie-
rung auf Antrag Personen zu erteilen, die
a) Unionsbürger oder diesen nach dem Recht

der Europäischen Union gleichgestellt sind,
b) das 21. Lebensjahr vollendet haben und
c) verlässlich, für den Beruf körperlich und

geistig geeignet sowie fachlich befähigt
sind.
(2) Die fachliche Befähigung ist durch die

Ablegung der Bergführerprüfung nach § 5 oder
durch die Anerkennung von Prüfungen, Aus-
bildungen und Berufserfahrung nach den §§ 6
und 6a nachzuweisen.

(3) Bescheinigungen betreffend die Ver-
lässlichkeit, die einem Staatsangehörigen eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union von
einer zuständigen Behörde dieses Staates aus-
gestellt wurden, sind anzuerkennen, wenn sie
im Zeitpunkt der Einbringung des Antrages
nicht älter als drei Monate sind. Werden im be-
treffenden Mitgliedstaat diese Bescheinigungen
von einer zuständigen Behörde nicht ausge-
stellt, kann der Nachweis der Verlässlichkeit
auch durch eine eidesstattliche Erklärung, ist
eine solche in dem betreffenden Mitgliedstaat
nicht vorgesehen, durch eine feierliche Erklä-
rung erfolgen, die der Anerkennungswerber vor
einer zuständigen Behörde, einem Notar oder
einer entsprechend bevollmächtigten Berufs-

organisation des betreffenden Staates abgege-
ben hat.

(4) Bescheinigungen betreffend die für den
Beruf erforderliche körperliche und geistige
Eignung, die einem Staatsangehörigen eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union in
einem Mitgliedstaat ausgestellt wurden, sind
anzuerkennen, wenn sie im Zeitpunkt der Ein-
bringung des Antrages nicht älter als drei Mo-
nate sind.

(5) Die Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß für
Drittstaaten und Drittstaatsangehörige, soweit
sich hinsichtlich der Diplomanerkennung nach
dem Recht der Europäischen Union eine
Gleichstellung ergibt.“

3. Im § 5 Abs. 1 hat es im dritten Satz statt „Na-
tur- und Landschaftsschutz“ zu lauten „Natur-
schutz“.

4. Im § 5 Abs. 1 hat der letzte Satz zu lauten:
„Sie erstreckt sich im praktischen Teil insbe-
sondere auf die Gegenstände Felsausbildung ein-
schließlich Sportklettern, Eisausbildung, Schi-
führerausbildung sowie Bergrettungstechnik.“

5. Der § 6 hat zu lauten:

„§ 6
Anerkennung von Prüfungen

(1) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung bestimmen, dass die Abschlussprüfung
im Lehrgang für Berg- und Schiführer an Schu-
len zur Ausbildung von Leibeserziehern und
Sportlehrern, die Bergführerprüfung oder Berg-
führerkonzession anderer Bundesländer und aus-
ländischer Staaten oder die Bergführerprüfung
sonstiger staatlicher Einrichtungen die Bergfüh-
rerprüfung ganz oder zum Teil ersetzt, wenn
a) die Gleichwertigkeit der Ausbildung ge-

währleistet ist und
b) Vertreter der Landesregierung und des Vor-

arlberger Bergführerverbandes den Ab-
schlussprüfungen beiwohnen können.
(2) Die Landesregierung kann durch Ver-

ordnung bestimmen, dass Bergführerprüfungen
nach § 5 nicht durchgeführt werden müssen, in-
soweit die Prüfung oder Konzession nach
Abs. 1 die Bergführerprüfung ersetzt.

(3) Die Landesregierung kann unter Be-
dachtnahme auf die Gleichwertigkeit der Aus-
bildung durch Verordnung bestimmen, dass die
abgeschlossene Schiführerausbildung nach dem
Schischulgesetz einen Teil der Bergführerprü-
fung ersetzt.

(4) Die Landesregierung kann im Einzelfall
die Bergführerprüfung oder Bergführerkonzes-
sion anderer Bundesländer und ausländischer
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Staaten als Bergführerprüfung ganz oder zum
Teil anerkennen, wenn die Gleichwertigkeit der
Ausbildung gewährleistet ist.

(5) Im Fall der teilweisen Anerkennung
nach Abs. 4 ist die Bergführerprüfung nur in
den von der Anerkennung nicht erfassten Prü-
fungsgegenständen abzulegen.“

6. Der § 6a hat zu lauten:

 „§ 6a
Anerkennung von Prüfungen,

Ausbildungen und Berufserfahrung nach
dem Recht der Europäischen Union

(1) Die Landesregierung hat nach dem
Recht der Europäischen Union im Einzelfall
a) Prüfungen und Ausbildungen, die von An-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union in diesen Staaten abgelegt
worden sind und

b) Berufserfahrung, die von Angehörigen an-
derer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union in diesen Staaten erworben wurde,

als Ersatz für Prüfungen und Ausbildungen im
Sinne dieses Abschnittes anzuerkennen.
Bestehen wesentliche Unterschiede zur Quali-
fikation durch Prüfungen und Ausbildungen im
Sinne dieses Abschnittes und können diese
nicht durch Berufserfahrung ausgeglichen wer-
den, hat die Landesregierung dem Antragsteller
vorzuschreiben, dass er eine Eignungsprüfung
abzulegen hat.

(2) Die Landesregierung hat entsprechend
der Richtlinie 92/51/EWG über eine allgemeine
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie
89/48/EWG die näheren Vorschriften über die
Anerkennung von Prüfungen, Ausbildungen
und Berufserfahrung nach Abs. 1, insbesondere
über den Inhalt und die Durchführung von Eig-
nungsprüfungen zu erlassen.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für
Drittstaaten und Drittstaatsangehörige, soweit
sich hinsichtlich der Diplomanerkennung nach
dem Recht der Europäischen Union eine Gleich-
stellung ergibt.“

7. Im § 7 Abs. 4 hat es statt „Schischulengesetz“
zu lauten „Schischulgesetz“.

8. Der § 8 hat zu lauten:

„§ 8
Bergführerbuch, Bergführerabzeichen

(1) Dem Bergführer ist bei der Erteilung der
Konzession das Bergführerbuch und das Berg-
führerabzeichen zu übergeben. Das Bergführer-

buch muss mit einem Lichtbild versehen sein
und den Namen, die Geburtsdaten und Angaben
über die erteilte Konzession enthalten. Das
Bergführerabzeichen hat das Landeswappen
sowie die Aufschrift ‚Bergführer‘ zu enthalten.

(2) Der Bergführer hat bei der Ausübung
seines Berufes das Bergführerabzeichen sicht-
bar zu tragen und das Bergführerbuch mitzu-
führen.

(3) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung die näheren Bestimmungen über den In-
halt, die Form und das Tragen des Bergführer-
abzeichens und des Bergführerbuches zu erlas-
sen. Dabei kann sie auch bestimmen, dass der
Verpflichtung nach Abs. 2 auch entsprochen
wird, wenn der Bergführer ein Bergführerab-
zeichen trägt und einen Bergführerausweis mit-
führt, die von einem internationalen Bergfüh-
rerverband ausgegeben werden.“

9. Nach dem § 9 ist folgender § 9a einzufügen:

„§ 9a
Sportklettern

Der Bergführer ist auch berechtigt, Unter-
richt im Sportklettern zu erteilen und Personen
beim Sportklettern zu sichern und zu beglei-
ten.“

10. Im § 11 hat der Abs. 1 zu entfallen und sind die
bisherigen Abs. 2 bis 5 als Abs. 1 bis 4 zu be-
zeichnen.

11. Im neuen § 11 Abs. 1 hat es statt „der Be-
zirkshauptmannschaft“ zu lauten „dem Berg-
führerverband“ und statt „ordentlichen Wohn-
sitzes“ zu lauten „Hauptwohnsitzes“.

12. Im § 13 Abs. 1 hat es im zweiten Satz statt
„Landesfremdenverkehrsverband“ zu lauten
„Landesverband Vorarlberg Tourismus“.

13. Dem § 14 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:
„Ist die Teilnahme am Fortbildungskurs aus ge-
sundheitlichen, beruflichen oder sonstigen
wichtigen Gründen nicht möglich, kann der
Bergführerverband die Verpflichtung um ein
Jahr aufschieben.“

14. Im § 14 Abs. 3 hat es statt „die vorgeschriebe-
nen Fortbildungskurse zweimal hintereinander“
zu lauten „den vorgeschriebenen Fortbildungs-
kurs“ und statt „Bezirkshauptmannschaft“ zu
lauten „Landesregierung“.

15. Im § 15 hat es jeweils statt „Bezirkshauptmann-
schaft“ zu lauten „Landesregierung“.

16. Im § 15 hat der Abs. 3 zu lauten:
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„(3) Die Konzession erlischt, wenn nach
Eintritt ihres Ruhens (§ 16) mehr als zehn Jahre
verstrichen sind.“

17. Im § 15 ist der bisherige Abs. 3 als Abs. 4 zu
bezeichnen.

18. Im § 16 hat es statt „die vorgeschriebenen Fort-
bildungskurse zweimal hintereinander“ zu lau-
ten „den vorgeschriebenen Fortbildungskurs“
und statt „Bezirkshauptmannschaft“ zu lauten
„Landesregierung“.

19. Der § 17 hat zu lauten:

„§ 17
Bergführeranwärter

(1) Der Bergführerverband hat auf Antrag
als Bergführeranwärter Personen anzuerkennen,
die
a) Unionsbürger oder diesen nach dem Recht

der Europäischen Union gleichgestellt sind,
b) das 19. Lebensjahr vollendet haben und
c) verlässlich, für den Beruf körperlich und

geistig geeignet sind und Teile einer Aus-
bildung nach § 7 erfolgreich besucht haben.

Der § 4 Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden. Die Lan-
desregierung hat durch Verordnung festzule-
gen, welche Teile von Ausbildungen ausreichen
und wie der erfolgreiche Besuch dieser Ausbil-
dungen nachzuweisen ist.

(2) Der Bergführerverband kann im Einzel-
fall andere Ausbildungen anerkennen, wenn die
Gleichwertigkeit der Ausbildung gewährleistet
ist.

(3) Der Bergführerverband hat nach dem
Recht der Europäischen Union im Einzelfall
eine fachliche Befähigung, die von Angehöri-
gen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union in diesen Staaten erworben wurde, als
Ersatz für die Ausbildung anzuerkennen, wenn
die Gleichwertigkeit der Ausbildung gewähr-
leistet ist. Dies gilt sinngemäß für Drittstaaten
und Drittstaatsangehörige, soweit sich aus dem
Recht der Europäischen Union eine Gleich-
stellung ergibt.

(4) Die Anerkennung des Bergführeran-
wärters ist auf drei Jahre befristet. Dem Berg-
führeranwärter ist eine Bescheinigung über die
Anerkennung auszustellen. Wenn die Voraus-
setzungen für die Ausstellung einer Bescheini-
gung nicht vorliegen, ist ein Bescheid zu erlas-
sen.

(5) Der Bergführerverband hat die Aner-
kennung unter sinngemäßer Anwendung des
§ 15 zu widerrufen. In diesem Falle hat der
Bergführeranwärter die Bescheinigung über die

Anerkennung zurückzugeben.
(6) Bergführeranwärter können von Berg-

führern unter ihrer Leitung und Aufsicht als
Gehilfen für bestimmte Routen, ein bestimmtes
Gebiet oder Bergtouren bestimmter Art und
Schwierigkeit entsprechend ihrem Ausbil-
dungsniveau herangezogen werden.“

20. Der § 18 hat zu entfallen.

21. Der § 19 hat zu lauten:

„§ 19
Auswärtige Bergführer

(1) Bergführer aus anderen Bundesländern
oder ausländischen Staaten dürfen im Rahmen
gelegentlicher Ausflüge vorübergehend Perso-
nen auf Bergtouren in Vorarlberg führen und
begleiten, wenn
a) sie als Bergführer fachlich befähigt sind und
b) die Teilnehmer nicht in Vorarlberg aufge-

nommen wurden.
Jede andere Bergführertätigkeit, insbesondere
die Aufnahme von Teilnehmern, ist ihnen ver-
boten.

(2) Die fachliche Befähigung des auswärti-
gen Bergführers ist durch die Ablegung der
Bergführerprüfung nach § 5 oder durch die An-
erkennung von Prüfungen, Ausbildungen und
Berufserfahrung nach den §§ 6 und 6a nachzu-
weisen. Wenn die Gleichwertigkeit gewähr-
leistet ist, kann die Landesregierung durch Ver-
ordnung bestimmen, dass die fachliche Befähi-
gung auch anzunehmen ist, wenn der auswär-
tige Bergführer
a) einen Bergführerausweis besitzt, der von

einem internationalen Bergführerverband,
dem der Vorarlberger Bergführerverband
angehört, ausgegeben wird und

b) ausreichende Sprachkenntnisse aufweist.
(3) Auswärtige Bergführer sind verpflichtet,

sich gegenüber Organen der Bezirkshauptmann-
schaft, der Landesregierung und des Bergfüh-
rerverbandes über ihre Berechtigung auszuwei-
sen. Der § 8 Abs. 2 gilt sinngemäß.“

22. Nach dem 2. Abschnitt ist folgender Abschnitt
einzufügen:

 „3. Abschnitt
Canyoning-Führer

§ 19a
Konzession

(1) Für die Tätigkeit als Canyoning-Führer
bedarf es der behördlichen Bewilligung (Kon-
zession).
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(2) Die Konzession berechtigt zur Führung
der Bezeichnung ‚staatlich befugter Canyoning-
Führer‘.

(3) Wer keine Konzession besitzt, darf sich
nicht als Canyoning-Führer ausgeben.

§ 19b
Voraussetzungen für die Konzession

(1) Die Konzession ist von der Landesregie-
rung auf Antrag Personen zu erteilen, die
a) Unionsbürger oder diesen nach dem Recht

der Europäischen Union gleichgestellt sind,
b) das 21. Lebensjahr vollendet haben und
c) verlässlich, für den Beruf körperlich und

geistig geeignet sowie fachlich befähigt
sind.
(2) Die fachliche Befähigung ist durch die

Ablegung der Canyoning-Führerprüfung nach
§ 19c oder durch die Anerkennung von Prüfun-
gen, Ausbildungen und Berufserfahrung nach
den §§ 19d und 19g nachzuweisen. Der § 4
Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden.

§ 19c
Canyoning-Führerprüfung

(1) Durch die Canyoning-Führerprüfung ist
festzustellen, ob die Kenntnisse und Fertigkei-
ten des Bewerbers für die sichere und fachkun-
dige Ausübung des Canyoning-Führerberufes
ausreichen. Die Prüfung ist in einen theoreti-
schen und in einen praktischen Teil zu gliedern.
Sie erstreckt sich im theoretischen Teil insbe-
sondere auf die Gegenstände Berufskunde und
Gesetzliche Vorschriften über das Canyoning-
Führerwesen, Tourenplanung und Tourenfüh-
rung, Gefahrenkunde, Körperlehre und Erste
Hilfe, Gewässerkunde und Hydrodynamik,
Wetterkunde, Topographie und Geologie von
Schluchten, Seil- und Knotenkunde, Ausrüs-
tungs- und Gerätekunde sowie Naturschutz. Sie
erstreckt sich im praktischen Teil insbesondere
auf die Gegenstände Planung und Durchführung
von Canyoning-Touren, Wildwasserschwim-
men und Wassersprungtechniken sowie Ret-
tungstechniken. Für Bergführer hat sich die
Prüfung auf jene Gegenstände zu beschränken,
die nicht bereits von der Bergführerprüfung er-
fasst sind.

(2) Zur Canyoning-Führerprüfung sind Per-
sonen zuzulassen, die an einer Ausbildung nach
§ 19e teilgenommen haben. Die Versagung ist
vom Vorsitzenden der Prüfungskommission für
Canyoning-Führer (Abs. 3) mit Bescheid aus-
zusprechen.

(3) Die Canyoning-Führerprüfung ist vor
einer Prüfungskommission abzulegen. Die Prü-

fungskommission besteht aus dem Vorsitzen-
den und drei weiteren Mitgliedern und wird von
der Landesregierung auf fünf Jahre bestellt. Der
Vorsitzende muss dem Kreis der Landesbe-
diensteten angehören, die weiteren Mitglieder
müssen durch mindestens drei Jahre die Tätig-
keit eines Canyoning-Führers ausgeübt haben.

(4) Die Landesregierung hat unter Bedacht-
nahme auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse
und die Entwicklung im Canyoning durch Ver-
ordnung die näheren Vorschriften über die
Canyoning-Führerprüfung zu erlassen. Dabei
sind insbesondere die Zulassung zur Prüfung,
die Ausschreibung der Prüfung, die Grundsätze
der Leistungsbeurteilung, der Prüfungsstoff
sowie die Form und die Übergabe der Prü-
fungszeugnisse zu regeln. Es kann auch vorge-
sehen werden, dass die Prüfung in Form von
Teilprüfungen abgelegt werden kann.

§ 19d
Anerkennung von Prüfungen

(1) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung bestimmen, dass die Abschlussprüfung
im Lehrgang Canyoning an Schulen zur Aus-
bildung von Leibeserziehern und Sportlehrern,
die Canyoning-Führerprüfung oder Canyoning-
Führerkonzession anderer Bundesländer und
ausländischer Staaten die Canyoning-Führer-
prüfung ganz oder zum Teil ersetzt, wenn
a) die Gleichwertigkeit der Ausbildung ge-

währleistet ist und
b) Vertreter der Landesregierung und des Vor-

arlberger Bergführerverbandes den Ab-
schlussprüfungen beiwohnen können.
(2) Die Landesregierung kann durch Ver-

ordnung bestimmen, dass Canyoning-Führer-
prüfungen nach § 19c nicht durchgeführt wer-
den müssen, insoweit die Abschlussprüfung
oder Konzession nach Abs. 1 die Canyoning-
Führerprüfung ersetzt.

(3) Die Landesregierung kann im Einzelfall
Abschlussprüfungen im Lehrgang Canyoning
an Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern
und Sportlehrern, Canyoning-Führerprüfungen
und Canyoning-Führerkonzessionen anderer
Bundesländer und ausländischer Staaten sowie
Abschlussprüfungen international tätiger Be-
rufsvereinigungen der Canyoning-Führer als
Canyoning-Führerprüfung ganz oder teilweise
anerkennen, soweit die Gleichwertigkeit ge-
währleistet ist.

(4) Im Falle der teilweisen Anerkennung
nach Abs. 3 ist die Canyoning-Führerprüfung
nur in den von der Anerkennung nicht erfassten
Prüfungsgegenständen abzulegen.
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§ 19e
Ausbildungskurse

(1) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung bestimmen, dass zur Vorbereitung auf
die Canyoning-Führerprüfung Ausbildungskur-
se durchzuführen sind. In diesem Falle hat sie
durch Verordnung die näheren Vorschriften
über die Ausbildungskurse zu erlassen. Die
Dauer, der Aufbau, die Leitung und die Durch-
führung der Ausbildung, der Lehrstoff und die
Lehrmethode sind derart zu regeln, dass die für
die Canyoning-Führerprüfung erforderlichen
Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt werden.
Für Bergführer haben sich die Ausbildungs-
kurse auf jenen Lehrstoff zu beschränken, der
nicht bereits von der Bergführerausbildung er-
fasst ist.

(2) Die Durchführung der Ausbildungskurse
obliegt dem Bergführerverband.

(3) Zu den Ausbildungskursen dürfen nur
Personen zugelassen werden, deren Fertigkeiten
im Canyoning einen erfolgreichen Besuch des
Ausbildungskurses erwarten lassen. Die Fertig-
keiten sind dem Bergführerverband nötigenfalls
in einer Zulassungsprüfung nachzuweisen. Die
Versagung der Zulassung ist vom Bergführer-
verband mit Bescheid auszusprechen.

(4) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung bestimmen, dass andere Ausbildungen
die Canyoning-Führerausbildung ganz oder teil-
weise ersetzen, wenn
a) die Gleichwertigkeit der Ausbildung ge-

währleistet ist und
b) Vertreter der Landesregierung und des Vor-

arlberger Bergführerverbandes den Ausbil-
dungskursen beiwohnen können.

§ 19f
Canyoning-Führerausweis

(1) Dem Canyoning-Führer ist bei der Er-
teilung der Konzession der Canyoning-Führer-
ausweis zu übergeben. Dieser muss mit einem
Lichtbild versehen sein und den Namen, die
Geburtsdaten und Angaben über die erteilte
Konzession enthalten. Der Canyoning-Führer-
ausweis hat das Landeswappen sowie die Auf-
schrift ‚Canyoning-Führer‘ zu enthalten.

(2) Der Bergführer hat bei Ausübung seines
Berufes den Canyoning-Führerausweis mitzu-
führen.

(3) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung die näheren Bestimmungen über die Form
und den Inhalt des Canyoning-Führerausweises
zu erlassen. Dabei kann sie auch bestimmen,
dass der Verpflichtung nach Abs. 2 auch ent-
sprochen wird, wenn der Canyoning-Führer
einen Canyoning-Führerausweis mitführt, der

von einem internationalen Bergführerverband
ausgegeben wird.

§ 19g
Sinngemäße Anwendung von

Bestimmungen über den Bergführer

Für die Canyoning-Führer gelten sinngemäß
§ 6a – Anerkennung von Prüfungen, Ausbil-

dungen und Berufserfahrung –
§  9 – Vorbereitung einer Bergtour –
§ 10 – Durchführung einer Bergtour –
§ 11 – Andere Pflichten des Bergführers –
§ 12 – Versicherungspflicht –
§ 13 – Bergführertarif –
§ 14 – Fortbildungskurse –
§ 15 – Ende der Konzession –
§ 16 – Ruhen der Konzession –
§ 19 – Auswärtige Bergführer –.“

23. Der bisherige 3. Abschnitt ist als 4. Abschnitt
zu bezeichnen.

24. Im § 20 Abs. 2 hat es in der lit. d statt „Schi“ zu
lauten „Schier“.

25. Der § 20 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Wanderführer darf bei Schneelage

markierte und gebahnte Wege nicht verlassen.
Dies gilt nicht für Wanderführer mit Winter-
wanderführerausbildung (§ 22 Abs. 4), wenn
a) die Bergwanderung nur unterhalb der Wald-

grenze durchgeführt wird und
b) sich der Wanderführer überzeugt hat, dass

weder die Wetter- noch die Schneelage ge-
fährlich sind.“

26. Der § 21 hat zu lauten:

„§ 21
Voraussetzung und Anmeldung

(1) Die Tätigkeit eines Wanderführers darf
nur von Personen ausgeübt werden, die
a) Unionsbürger oder diesen nach dem Recht

der Europäischen Union gleichgestellt sind,
b) das 19. Lebensjahr vollendet haben und
c) verlässlich, für den Beruf körperlich und

geistig geeignet sowie fachlich befähigt sind
(§ 22).

Die Tätigkeit darf erst aufgenommen werden,
wenn sie beim Bergführerverband angemeldet
wurde. Zugleich mit der Anmeldung sind die
Voraussetzungen nach lit. a bis c nachzuwei-
sen. Der § 4 Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden.

(2) Über die Anmeldung ist, wenn die Vor-
aussetzungen erfüllt sind, eine Bescheinigung
auszustellen.

(3) Wenn die Voraussetzungen des Abs. 1
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nicht erfüllt sind, hat der Bergführerverband
dies mit Bescheid festzustellen und die Tätig-
keit als Wanderführer zu untersagen.

(4) Der Abs. 1 ist auf Bergwanderungen
(§ 20) im Grenzbereich nicht anzuwenden,
wenn diese außerhalb des Landes beginnen und
enden.“

27. Der § 22 hat zu lauten:

„§ 22
Wanderführerausbildung

(1) Der Bergführerverband hat Kurse zur
Ausbildung von Wanderführern durchzuführen.

(2) In diesen Kursen sind die notwendigen
Kenntnisse und Fertigkeiten für die sichere
Durchführung von Bergwanderungen zu ver-
mitteln. Die Kurse haben sich vor allem auf
alpine Gefahren, Erste Hilfe, Orientierung,
Grundbegriffe der Bergrettung und Naturschutz
zu erstrecken.

(3) Die Landesregierung hat unter Bedacht-
nahme auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse
und die Entwicklung des Bergsteigens durch
Verordnung die näheren Vorschriften über die
Wanderführerausbildung und über den Nach-
weis der fachlichen Befähigung zu erlassen.

(4) Der Bergführerverband hat Zusatzkurse
für Winterwanderungen (§ 20 Abs. 3) durchzu-
führen. In diesen Kursen sind die notwendigen
Kenntnisse und Fertigkeiten für die sichere
Durchführung von Winterwanderungen zu ver-
mitteln.

(5) Der Bergführerverband kann im Einzel-
fall andere Ausbildungen als Ersatz für die
Teilnahme an der Wanderführerausbildung
(Abs. 1) anerkennen, wenn die Gleichwertigkeit
der Ausbildung gewährleistet ist.

(6) Der Bergführerverband hat nach dem
Recht der Europäischen Union im Einzelfall
eine fachliche Befähigung, die von Angehöri-
gen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen
Union in diesen Staaten erworben wurde, als
Ersatz für die Wanderführerausbildung (Abs. 1)
anzuerkennen, wenn die Gleichwertigkeit der
Ausbildung gewährleistet ist. Dies gilt sinnge-
mäß für Drittstaaten und Drittstaatsangehörige,
soweit sich aus dem Recht der Europäischen
Union eine Gleichstellung ergibt.“

28. Der § 23 hat zu lauten:

 „§ 23
Rechte und Pflichten des Wanderführers

Für die Wanderführer gelten sinngemäß
§  9  Abs. 1 –  Vorbereitung einer Bergtour –
§ 10  –  Durchführung einer Bergtour –

§ 11  –  Andere Pflichten des Bergführers –
§ 12  –  Versicherungspflicht –.“

29. Im § 24 ist das Wort „Bezirkshauptmannschaft”
in der entsprechenden grammatikalischen Form
jeweils durch das Wort „Bergführerverband”
mit den erforderlichen grammatikalischen An-
passungen zu ersetzen.

30. Der bisherige 4. Abschnitt ist als 5. Abschnitt
zu bezeichnen.

31. In den §§ 25 Abs. 1, 26 Abs. 2, 28 Abs. 3, 30
Abs. 1 und 3 und 34 Abs. 1 hat es jeweils statt
„Bezirkshauptmannschaft“ zu lauten „Landes-
regierung.“

32. Der § 25 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Unterricht in den für Canyoning-Tou-

ren erforderlichen Kenntnissen und Fertigkeiten
darf eine Bergsteigerschule nur erteilen, wenn
der Bewilligungsinhaber auch Canyoning-Füh-
rer ist.“

33. Im bisherigen § 25 Abs. 5, der als Abs. 6 zu
bezeichnen ist, hat es statt „des Bergsteigens“
zu lauten „im Bergsteigen und Begehen von
Schluchten“.

34. Der § 27 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Als Lehrkräfte für den praktischen Un-

terricht in den für Bergtouren erforderlichen
Fertigkeiten und Kenntnissen dürfen nur Berg-
führer (§ 3) eingesetzt werden. Unter ihrer
Leitung und Aufsicht dürfen Bergführeranwär-
ter als Gehilfen verwendet werden. Als Lehr-
kräfte für den praktischen Unterricht in den für
Canyoning-Touren erforderlichen Fertigkeiten
und Kenntnissen dürfen nur Canyoning-Führer
(§ 19a) eingesetzt werden.“

35. Der § 28 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Für den praktischen Unterricht gelten

sinngemäß
§  9 Abs. 1 –  Vorbereitung einer Bergtour –
§ 10 –  Durchführung einer Bergtour –
§ 11 Abs. 2 bis 4 –  Andere Pflichten des Berg-

führers –.“

36. Der § 29 hat zu lauten:

„§ 29
Lehrstoff

Die Unterweisung in Bergsteigerschulen ist
vor allem auf das richtige Verhalten im Gebirge
oder in Schluchten, das Erkennen und Vermei-
den von Gefahren und auf die Hilfeleistung bei
Unfällen auszurichten.“
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37. Im § 30 Abs. 3 lit. b hat es statt „Fremdenver-
kehr“ zu lauten „Tourismus“.

38. Im § 30 Abs. 5 hat es statt „Fremdenverkehr“
zu lauten „Tourismus“ und hat es statt „Vorarl-
berger Handelskammer“ zu lauten „Wirtschafts-
kammer Vorarlberg“.

39. Der § 31 hat zu lauten:

 „§ 31
Auswärtige Bergsteigerschulen

(1) Bergsteigerschulen aus anderen Bundes-
ländern oder ausländischen Staaten dürfen im
Rahmen gelegentlicher Ausflüge vorüberge-
hend Personen in Vorarlberg auf Bergtouren
und Canyoning-Touren führen oder begleiten
sowie Unterricht in den für Bergtouren und
Canyoning-Touren erforderlichen Fertigkeiten
und Kenntnissen erteilen, wenn
a) die Lehrkräfte als Bergführer oder als Can-

yoning-Führer fachlich befähigt sind und
b) die Teilnehmer nicht in Vorarlberg aufge-

nommen wurden.
(2) Die fachliche Befähigung der Lehrkräfte

einer auswärtigen Bergsteigerschule ist durch
die Ablegung der Bergführerprüfung oder
durch die Anerkennung von Prüfungen, Aus-
bildungen und Berufserfahrung nach den §§ 6
und 6a nachzuweisen. Wenn die Gleichwertig-
keit gewährleistet ist, kann die Landesregierung
durch Verordnung bestimmen, dass die fachli-
che Befähigung auch anzunehmen ist, wenn die
Lehrkräfte
a) einen Bergführerausweis oder einen Canyo-

ning-Führerausweis besitzen, die von einem
internationalen Bergführerverband, dem der
Vorarlberger Bergführerverband angehört,
ausgegeben werden und

b) ausreichende Sprachkenntnisse aufweisen.
Jede andere durch dieses Gesetz geregelte
Tätigkeit, insbesondere die Aufnahme von Teil-
nehmern, ist ihnen verboten.

(3) Der Betreiber und die Lehrkräfte aus-
wärtiger Bergsteigerschulen sind verpflichtet,
sich gegenüber Organen der Bezirkshaupt-
mannschaft, der Landesregierung und des Berg-
führerverbandes über ihre Berechtigung auszu-
weisen. Der § 8 Abs. 2 gilt sinngemäß.

(4) Die Landesregierung kann durch Ver-
ordnung bestimmen, dass Bergsteigerschulen,
die ihren Sitz in anderen Bundesländern oder
im Ausland haben, ihre Tätigkeit in Vorarlberg
einen Monat vor Beginn dem Bergführerver-
band anzuzeigen haben.“

40. Der bisherige 5. Abschnitt ist als 6. Abschnitt
zu bezeichnen.

41. Im § 32 haben die Abs. 1 bis 3 zu lauten:
„(1) Der Vorarlberger Bergführerverband ist

eine Körperschaft öffentlichen Rechts. Er ist die
gesetzliche berufliche Vertretung seiner Mitglie-
der und der Vorarlberger Bergsteigerschulen.

(2) Dem Bergführerverband gehören an:
a) die Bergführer,
b) die Bergführeranwärter,
c) die Canyoning-Führer und
d) die Wanderführer.

(3) Die Mitgliedschaft endet zugleich mit
dem Erlöschen der Konzession des Bergführers
oder des Canyoning-Führers, der Anerkennung
als Bergführeranwärter bzw. der Berechtigung
als Wanderführer.“

42. Der § 33 hat zu lauten:

„§ 33
Aufgaben

(1) Dem Bergführerverband obliegen im
Auftrag und nach den Weisungen der Landes-
regierung:
a) die Überwachung der Berufstätigkeit der

Bergführer, Bergführeranwärter, Canyoning-
Führer und Wanderführer sowie des Betrie-
bes der Bergsteigerschulen und

b) die ihm übertragenen Angelegenheiten ge-
mäß
§  1 Abs. 3 – Geltungsbereich –
§  7 Abs. 2 und 3 – Ausbildungskurse –
§ 12 Abs. 3 – Versicherungspflicht –
§ 14 – Fortbildungskurse –
§ 17 – Bergführeranwärter –
§ 19e Abs. 2 und 3 – Ausbildungskurse –
§ 21  Abs. 2 und 3 – Voraussetzungen und

Anmeldung –
§ 22  Abs. 1 und 4 bis 6 – Wanderführeraus-

bildung –
§ 39 – Bergführerverzeichnis –.
(2) Dem Bergführerverband obliegen im

eigenen Wirkungsbereich:
a) die Erlassung und Änderung der Satzung,
b) die Bestimmung seines Sitzes,
c) die Wahl der Organe,
d) die Anstellung von Bediensteten des Ver-

bandes,
e) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge,
f) die Festsetzung eines Bergführertarifes und

eines Canyoning-Führertarifes,
g) die Abgabe von Stellungnahmen nach den

Bestimmungen dieses Gesetzes und sonstige
Beratung der Behörden in Fragen des Berg-
führerwesens einschließlich des Canyoning-
Führerwesens, des Bergsteigens, des Bege-
hens von Schluchten und der Sicherung vor
Gefahren,

h) die Förderung des Bergführerwesens ein-
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schließlich des Canyoning-Führerwesens
sowie die Wahrung des Ansehens des Berg-
führerverbandes,

i) die Förderung des Bergsteigens und des Be-
gehens von Schluchten im Allgemeinen,

j) die Mitwirkung bei Maßnahmen zur Ver-
hütung von Unfällen beim Bergsteigen und
Begehen von Schluchten,

k) die Kooperation mit den Bergführerverbän-
den oder ähnlichen freiwilligen Vereinigun-
gen in anderen Bundesländern oder auslän-
dischen Staaten,

l) die Vertretung der Interessen der Vorarlber-
ger Bergführer, Bergführeranwärter, Can-
yoning-Führer, Wanderführer und Berg-
steigerschulen, besonders auch gegenüber
dem Bund und der Europäischen Union.
(3) Zur Koordinierung und Besorgung die-

ser Aufgaben kann sich der Bergführerverband
mit anderen Bergführerverbänden oder ähnli-
chen Vereinigungen in anderen Bundesländern
zur Bildung einer Dachorganisation zusammen-
schließen.“

43. Im § 34 Abs. 1 ist im ersten Satz nach dem
Wort Bergführeranwärter ein Beistrich zu set-
zen und hat es statt „und Wanderführer und“ zu
lauten „,Canyoning-Führer und Wanderführer
sowie“.

44. Der § 35 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Von den weiteren Ausschussmitglie-

dern (Abs. 3) ist zumindest je eines aus den
Bergführern, den Canyoning-Führern und den
Wanderführern zu wählen. Bei der Beschluss-
fassung über den Bergführertarif haben nur die
Bergführer und bei der Beschlussfassung über
den Canyoning-Führertarif haben nur die
Canyoning-Führer Stimmrecht.“

45. Im § 36 Abs. 1 hat der zweite Satz zu lauten:
„Gegen Bescheide des Obmannes steht die Be-
rufung an die Landesregierung, in den Fällen
des § 17 Abs. 4 an den Unabhängigen Verwal-
tungssenat, offen.“

46. Der § 37 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) In der Satzung kann auch festgelegt

werden, dass im Ausschuss für bestimmte An-
gelegenheiten, die nur die Bergführer, die
Canyoning-Führer oder die Wanderführer be-
treffen, neben dem Obmann nur die aus den
Bergführern, den Canyoning-Führern oder den
Wanderführern gewählten Ausschussmitglieder
Stimmrecht haben.“

47. Der § 37 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Wenn sich der Bergführerverband mit

anderen Bergführerverbänden oder ähnlichen
Vereinigungen in anderen Bundesländern zur
Bildung einer Dachorganisation zusammen-
schließt, kann in der Satzung auch festgelegt
werden, dass diese Vereinigung mit den in § 33
Abs. 2 lit. k und l genannten Aufgaben beauf-
tragt wird.“

48. Der bisherige § 37 Abs. 4 ist als Abs. 5 zu be-
zeichnen.

49. Im § 38 Abs. 3 hat im ersten Satz die Wortfolge
„und über den Bergführertarif“ zu entfallen.

50. Der bisherige 6. Abschnitt ist als 7. Abschnitt
zu bezeichnen.

51. Der § 39 hat zu lauten:

„§ 39
Bergführerverzeichnis

Der Bergführerverband hat ein Verzeichnis
der Bergführer, Bergführeranwärter, Canyoning-
Führer, Wanderführer und Bergsteigerschulen
zu führen und Auskünfte zu erteilen.“

52. Im § 40 Abs. 1 ist die Wortfolge „und die Be-
zirkshauptmannschaften haben“ durch das Wort
„hat“ zu ersetzen.

53. Im § 40 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:
„(2) In Verfahren nach den folgenden Be-

stimmungen hat die Behörde ohne unnötigen
Aufschub, spätestens aber binnen vier Monaten
nach Antragstellung und Vorlage der erforder-
lichen Unterlagen einen Bescheid zu erlassen
oder in den Fällen des § 17 eine Bescheinigung
auszustellen, wobei der Zeitpunkt zu berück-
sichtigen ist, zu dem der Antragsteller beab-
sichtigt, seine Tätigkeit in Vorarlberg auszu-
üben:
§  4  – Voraussetzung für die Konzession –
§  6 – Anerkennung von Prüfungen –
§ 6a – Anerkennung von Prüfungen, Ausbil-

dungen und Berufserfahrung nach dem
Recht der Europäischen Union –

§ 17 – Bergführeranwärter –
§ 19b – Voraussetzungen für die Konzession –
§ 19d – Anerkennung von Prüfungen –
§ 25 – Bewilligung –.
Wird ein Antrag nach den §§ 4 oder 25 gestellt,
über den erst nach Anerkennung gemäß den



114 Vorarlberger Landesgesetzblatt, Jahrgang 2002, 16. Stück, Nr. 32

§§ 6 oder 6a entschieden werden kann, sind
beide Verfahren innerhalb dieser Frist zu erledi-
gen. Dies gilt sinngemäß für Anträge nach
§ 19b im Hinblick auf Anerkennungsverfahren
gemäß § 19d oder §19g in Verbindung mit § 6a.

(3) Die Landesregierung hat den Bergfüh-
rerverband über die Erteilung und Beendigung
einer Bergführer- oder Canyoning-Führerkon-
zession oder einer Bewilligung für eine Berg-
steigerschule unverzüglich in Kenntnis zu
setzen.“

54. Im § 40 ist der bisherige Abs. 2 als Abs. 4 zu
bezeichnen.

55. Im § 41 hat es statt „§ 42 Abs. 1 lit. a und f“ zu
lauten „§ 42 Abs. 1 lit. a und h“.

56. Der § 42 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Eine Übertretung begeht, wer

a) sich als Führer oder Begleiter bei Bergtou-
ren oder bei Canyoning-Touren betätigt,
ohne nach diesem Gesetz hiezu berechtigt
zu sein,

b) einer Aufforderung nach § 1 Abs. 3 nicht
nachkommt,

c) sich entgegen dem § 3 Abs. 3 als Bergfüh-
rer, entgegen dem § 19a als Canyoning-
Führer oder entgegen dem § 21 als Wander-
führer ausgibt,

d) als Bergführer einer Verpflichtung gemäß
den §§ 8 Abs. 2, 9 Abs. 1 und 2, 10 Abs. 2
und 3, 11, 12 Abs. 1, 13 Abs. 2, 15 Abs. 4
oder 16 nicht entspricht,

e) als Bergführeranwärter einer Verpflichtung
gemäß § 17 Abs. 5 nicht entspricht,

f) als Canyoning-Führer einer Verpflichtung
gemäß § 19f Abs. 2 oder gemäß § 19g in
Verbindung mit den §§ 8 Abs. 2, 9 Abs. 1
und 2, 10 Abs. 2 und 3, 11, 12 Abs. 1, 13
Abs. 2, 15 Abs. 4 oder 16 nicht entspricht,

g) als Wanderführer einer Verpflichtung ge-
mäß § 23 in Verbindung mit den §§ 9
Abs. 1, 10 Abs. 2 und 3 oder 11 oder gemäß
§ 24 Abs. 3 nicht entspricht,

h) eine Bergsteigerschule betreibt, ohne nach
diesem Gesetz hiezu berechtigt zu sein,

i) die Bezeichnung ‚Bergsteigerschule‘ oder
eine andere im § 25 Abs. 6 genannte Be-
zeichnung entgegen dieser Bestimmung ver-
wendet,

j) als Bewilligungsinhaber einer Bergsteiger-
schule einer Verpflichtung gemäß § 26 oder
als Bewilligungsinhaber oder als Stellver-
treter (§ 26 Abs. 1) einer Verpflichtung ge-
mäß den §§ 27 oder 28 Abs. 2 und 3 nicht
entspricht,

k) als Bewilligungsinhaber, gemäß § 26 Abs. 1
bestellter Stellvertreter oder Lehrkraft einer
Bergsteigerschule einer Verpflichtung ge-
mäß § 28 Abs. 1 in Verbindung mit den
§§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 2 und 3 oder 11 Abs. 2
bis 4 nicht entspricht,

l) als Betreiber oder Lehrkraft einer auswärti-
gen Bergsteigerschule entgegen § 31 eine
Unterrichtstätigkeit entfaltet oder sich als
Führer oder Begleiter bei Bergtouren oder
Canyoning-Touren betätigt oder solche Tä-
tigkeiten veranlasst,

m) als auswärtiger Bergführer, auswärtiger
Canyoning-Führer oder als Betreiber einer
auswärtigen Bergsteigerschule einer Ver-
pflichtung nach den §§ 19 Abs. 3 oder 31
Abs. 3 nicht entspricht oder

n) den in Verordnungen, welche aufgrund
dieses Gesetzes erlassen werden, enthalte-
nen Geboten und Verboten zuwiderhan-
delt.“

57. Im § 42 Abs. 2 hat es statt „30.000 S“ zu lauten
„2.000 Euro“.

58. Im § 42 Abs. 4 lit. b hat es statt „§ 1 Abs. 3“ zu
lauten „§ 1 Abs. 4“.

59. Im § 43 haben die Abs. 3 bis 4 zu lauten:
„(3) Bergführer, die vor dem 26. Juni 2002

die Abschlussprüfung im Lehrgang Canyoning
an Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern
und Sportlehrern oder beim Österreichischen
Bergführerverband abgelegt haben, sind Can-
yoning-Führer.

(4) Personen, die vor dem 26. Juni 2002 die
Ausbildung der Commission Europèenne de
Canyon abgeschlossen haben und eine Berufs-
praxis von 30 Tagen nachweisen können, gelten
als fachlich befähigt im Sinne des § 19b Abs. 1
lit. b. Sie dürfen die Tätigkeit eines Canyoning-
Führers bis zum 31. Dezember 2003 weiterhin
ausüben.“

60. Der § 44 hat zu entfallen.

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r


